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genommen. – Ich sehe keinen Widerspruch und 
stelle somit fest, dass die Kenntnisnahme durch das 
Plenum ebenfalls erfolgt ist. 

Ich weise darauf hin, dass die Abstimmungen über 
den Einzelplan 20 und über den Text des Haushalts-
gesetzes 2026 und dessen Anlagen sowie die dazu-
gehörigen Änderungsanträge sowie über das Haus-
haltsbegleitgesetz 2026 und das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2026 wie angekündigt erst am Freitag 
nach Beratung aller Einzelpläne vorgenommen wer-
den. Wir werden dann auch über die Rücküberwei-
sung der Gesetzentwürfe zur Vorbereitung der drit-
ten Lesung entscheiden. 

Nun kommen wir zu: 

Einzelplan 02 
Ministerpräsident 

Ich weise auf die Beschlussempfehlung und den Be-
richt des Haushalts- und Finanzausschusses Druck-
sache 18/16502 sowie die in der aktuellen Tagesord-
nung zu diesem Einzelplan aufgeführten Änderungs-
anträge hin. 

Wir beraten als Erstes den Punkt: 

a) Staatskanzlei 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der SPD der Abgeordneten Müller-Witt das Wort. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Frak-
tionen! In herausfordernden Zeiten ist klare Haltung 
von entscheidender Bedeutung. Und diese Zeiten 
sind herausfordernd. Aber wie sieht es mit Ihrer Hal-
tung aus, Herr Ministerpräsident? Der Haushalt des 
Ministerpräsidenten sollte eine Haltung widerspie-
geln und ein politisches Signal sein. Und Sie senden 
ein Signal. Sie stellen sich den Bürgerinnen und Bür-
gern als Hausherr einer sehr repräsentativen Staats-
kanzlei im Gebäude des Landeshauses vor, in dem 
Sie regieren und vor allem empfangen. 

Aber ist das ein Verständnis von sparsamem Wirt-
schaften in Zeiten, in denen vielen in unserem Land 
zugemutet wird, dass sie mit weniger zurechtkom-
men müssen? Bis zum heutigen Tag kennen wir 
noch nicht die Gesamtkosten, die für Um- und Aus-
bau der Staatskanzlei aufgebracht wurden und im-
mer noch aufgebracht werden. Eines ist aber klar: 
Ihre Ansprüche sind hoch. Sie sind nicht angemes-
sen, wenn an vielen entscheidenden Stellen im Land 
der Gürtel enger geschnallt werden muss, und das 
seit vielen Jahren. 

Aber das ist lediglich ein Aspekt. Viel gravierender 
ist, wie Sie es mit der Haushaltsklarheit und -wahrheit 
halten. Der anscheinend solide Einzelplan 02 spie-
gelt nämlich gar nicht Ihr Ausgabenverhalten wider. 
Es fällt auf, dass Sie sich an diversen Haushalten be-
dienen, um die Ausgaben der Staatskanzlei komplett 
zu finanzieren. Das gilt auch für das Personal. Auf 
diese Art und Weise bauen Sie ein Potemkin’sches 
Dorf, mit dem Sie einen moderaten Haushaltsansatz 
suggerieren. Tatsächlich – das hat der Kollege We-
del im Hauptausschuss Staatssekretär Schulte be-
reits detailliert vorgehalten – greifen Sie zum Beglei-
chen Ihrer Ausgaben in andere Kassen. 

Da ist es ein Glücksfall, dass das Bundeskabinett ei-
nen entscheidenden Beschluss gefasst hat und ein 
500-Milliarden-Euro-Sondervermögen auf den Weg 
gebracht hat. Dadurch konnten weitere massive Ein-
schnitte im Landeshaushalt vermieden werden, und 
Ihre Kabinettskollegen haben vermutlich die klebri-
gen Finger aus der Staatskanzlei ohne Murren hin-
genommen. 

Aber dies ist nicht Ihr Verdienst. Vielmehr ist es der 
Entscheidung des Deutschen Bundestages zu ver-
danken, dass unser Haushalt mit zwei blauen Augen 
davonkommt – wenn auch anzumerken ist, dass die 
Verbesserung des Landeshaushaltes auf Kosten der 
Kommunen erzielt wurde. Aber dazu werden meine 
Kollegen heute noch weiter ausführen. 

Beim Einzelplan 02 haben wir es also nach wie vor 
mit einer Art Blankoscheck zu tun. Bis heute ist nicht 
abzusehen, welche Kosten für die permanenten Um-
bau- und Verschönerungsarbeiten an der Staats-
kanzlei auf den Einzelplan 02 zukommen werden, 
ganz zu schweigen von den noch bis zum Ende des 
Jahrzehnts fälligen Mieten für die ehemalige Staats-
kanzlei im Stadttor.  

Zum Schluss meiner Ausführungen möchte ich aber 
noch etwas positiv betonen, und zwar, dass die An-
passung der zweckgebundenen Mittel zur Unterhal-
tung der jüdischen Friedhöfe umgesetzt wird. Dabei 
ist es sehr bedauerlich, dass der Bund, mit dem in 
der Angelegenheit ein Einvernehmen erzielt werden 
muss, nicht die angestrebte und durchaus notwen-
dige höhere Anpassung im vollen Ausmaß mittragen 
wollte. Dass die Zuschüsse für die jüdischen Ge-
meinden auch in diesem Jahr erneut angehoben 
werden müssen, macht deutlich, dass nach wie vor 
unsere jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger ei-
nes besonderen Schutzes bedürfen. Es gibt keine jü-
dische Einrichtung, die nicht bedroht ist. Das beginnt 
bei den Synagogen und Gemeindeeinrichtungen, 
seien es Kindergärten, Schulen oder Elternheime, 
gilt aber auch für jegliche Versammlungen zum An-
schlag am 7. Oktober.  

Es ist neben dem Schutz wichtig, dass jede Form des 
Antisemitismus bekämpft wird, sei es durch die Anti-
semitismusbeauftragte des Landes, sei es mithilfe 
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der Präventionsstelle gegen Antisemitismus und der 
Angebote der Landeszentrale für politische Bildung, 
die künftig erfreulicherweise am Landtag angesiedelt 
sein wird.  

Auch wenn ich diesen Aspekt positiv hervorhebe, 
stelle ich trotzdem abschließend fest, dass wir dem 
Einzelplan 02 nicht zustimmen werden. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Müller-Witt. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt der Abgeordnete Hagemeier. 

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir alle wis-
sen, dass wir in Zeiten großer Herausforderungen le-
ben. Unsere Aufgabe und Verantwortung ist es, 
diese zum Wohle des Landes und seiner Bürgerin-
nen und Bürger zu Chancen zu machen. Das wird 
uns jedoch nur gelingen, wenn wir sachorientiert ge-
meinsam nach Lösungen suchen.  

Auch Nordrhein-Westfalen steht im Jahre 2026 vor 
erheblichen finanzpolitischen Herausforderungen. 
Wir erleben das dritte Jahr in Folge mit wirtschaftli-
chen Eintrübungen, und trotz der leicht verbesserten 
Herbststeuerschätzung bleiben die gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen fragil. Inflation, 
geopolitische Unsicherheiten, demografischer Wan-
del, Zolleskapaden, angespannte Sozialkassen und 
einiges mehr hinterlassen ihre Spuren. Umso wichti-
ger ist es, dass Nordrhein-Westfalen handlungsfähig 
bleibt. Mit dem vorliegenden Haushalt leisten wir ei-
nen spürbaren Beitrag zur Konsolidierung, setzen 
aber zugleich gezielte Schwerpunkte, wo sie für den 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft entscheidend 
sind.  

Der vorliegende Einzelplan 02 spiegelt genau dieses 
verantwortungsvolle Gleichgewicht wider. In wirt-
schaftlich und finanziell schwerer Zeit geht es aus-
schließlich um die richtigen Prioritäten und um die 
richtigen Rahmenbedingungen. Das gibt den Men-
schen Perspektiven und Sicherheit, Berechenbarkeit 
und auch Vertrauen. Die verfassungsrechtlich gebo-
tene Schuldenbremse wird eingehalten, und den-
noch sichern wir demokratische Resilienz, stärken 
gesellschaftlichen Dialog und schützen das Funda-
ment unseres Zusammenlebens. 

Ganz praktisch bedeutet das zum Beispiel, dass das 
Ehrenamt von Kürzungen verschont bleibt. Unsere 
Demokratie lebt vom Ehrenamt. Wir alle wissen, 
dass ohne Ehrenamt, ohne den Einsatz der Bürge-
rinnen und Bürger, vieles nicht machbar und möglich 
wäre. Dieses Engagement der Bürgerinnen und Bür-
ger ist der soziale Kitt in unserer Gesellschaft und 
Demokratie. Ohne sie wäre unser Land kälter und 

ärmer. Daher unterstützen wir dieses bürgerschaftli-
che Engagement mit der Ehrenamtskarte, den Eh-
renamtspreisen und weiteren Förderungen.  

Dasselbe gilt für den Schutz jüdischen Lebens in un-
serem Land. Die staatsvertraglichen Leistungen stei-
gen, und zusätzlich setzen wir uns für eine mögliche 
Verdoppelung der Erhöhung der Pflegepauschale für 
jüdische Friedhöfe vorbehaltlich der hälftigen Bun-
desbeteiligung ein. Die zwischenzeitliche Anhebung 
der Pflegepauschale für die jüdischen Friedhöfe geht 
schon einmal in die richtige Richtung.  

(Beifall von der CDU und Verena Schäffer 
[GRÜNE]) 

Das ist für uns ein Zeichen des Respekts, ein Zei-
chen der Erinnerung und ein Zeichen der Verlässlich-
keit. 

Auch die gesellschaftlichen Partnerschaften, etwa 
die 25 Gesellschaften für Christlich-Jüdische Zusam-
menarbeit oder die Arbeit der Antisemitismusbeauf-
tragten, erfahren weitere Unterstützung. Die Antise-
mitismusbeauftragte, Frau Staatsministerin a. D. Syl-
via Löhrmann, erhält die notwendigen Mittel wie zum 
Beispiel die personelle Ausstattung. Das ist Teil un-
seres demokratischen Selbstverständnisses.  

Im November 2026 übernimmt das Land NRW für ein 
Jahr die Bundesratspräsidentschaft. Damit verbun-
den ist die Ausrichtung der Feierlichkeiten zum Tag 
der Deutschen Einheit 2027. Haushaltsmittel sind 
hierfür veranschlagt, ebenso Mittel für die Finanzie-
rung der Landeszuwendung zum Evangelischen Kir-
chentag 2027. 

Für den Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten 
sieht der Haushaltsentwurf 2026 für die Staatskanz-
lei sowie die Landesvertretung beim Bund, für die 
Landesvertretung der Europäischen Union und das 
Büro in Israel keine neuen Planstellen vor. Insgesamt 
sind es sogar sieben Stellen weniger als im Jahre 
2025.  

In der mittelfristigen Finanzplanung wird der weitere 
Stellenabbau bis 2029 konsequent umgesetzt. Ein 
zehnprozentiger Stellenabbau in der Ministerialver-
waltung ist hier das festgelegte Ziel. 

Die Koalition aus CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
bleibt ihrer Linie treu: Wir handeln mit Augenmaß und 
mit Haltung. Wir priorisieren mit Bedacht und setzen 
die notwendigen Schwerpunkte. Uns ist bewusst, 
dass wir uns für den Zusammenhalt in unserem Land 
jeden Tag einsetzen und stark machen müssen. Da-
für steht dieser Haushalt, dafür steht die Arbeit der 
Staatskanzlei und dafür steht diese Koalition.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich danke im Namen der CDU-Fraktion dem Chef der 
Staatskanzlei und Minister Nathanael Liminski für die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit im Zuge der Haus-
haltsplanberatungen. Bitte geben Sie diesen Dank 
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auch an Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Hause weiter.  

Wir stimmen natürlich dem Einzelplan 02 zu. – Ihnen 
danke ich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hagemeier. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt der Abgeordnete Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bekanntlich begreift die schwarz-grüne 
Landesregierung Finanzpolitik in erster Linie als 
Kommunikationsdisziplin. Besonders deutlich wird 
dies wieder im Haushalt des Ministerpräsidenten. An 
besonders sensiblen Stellen entsprechen die Veran-
schlagungen nicht der zu erwartenden Ausgabenent-
wicklung, sondern dienen lediglich der Imagepflege 
des Ministerpräsidenten und der Staatskanzlei.  

In seinem Einführungsbericht rühmte Minister Li-
minski – Wo ist er überhaupt? Na ja – die titelschar-
fen Einsparungen im Einzelplan 02. Zitat: „Zu den 
Sachausgaben im Kernhaushalt: Wir werden deutli-
che Einsparungen vornehmen müssen […], im Inne-
ren Dienst, […] im Fahrdienst der Landesregierung“, 
und so weiter und so fort.  

Unterwerfen wir diese Aussage doch mal einem Fak-
tencheck. Der Geschäftsbedarf der Staatskanzlei 
sollte ursprünglich dem Ist-Wert 2024 angepasst 
werden. Die Ausgaben für den Fahrdienst sollten um 
400.000 Euro reduziert werden, obwohl sie damit im-
mer noch 258.000 Euro über dem Ist-Wert 2024 ge-
legen hätten.  

Nach der von Minister Dr. Optendrenk zur Haushalts-
klausur vorgelegten dubiosen Liste, die der Landes-
rechnungshof als nicht nachvollziehbar bezeichnet 
hat, sollte dies zu „Einsparungen“ in Höhe von 
380.000 Euro bzw. 508.000 Euro führen, wobei – an-
ders als der natürliche Wortsinn es vermuten lässt – 
die Landesregierung Einsparungen nicht als Minder-
ausgaben gegenüber Vorjahren, sondern als Minder-
ausgaben gegenüber der eigenen Planung definiert.  

Nachprüfbar ist das alles nicht, weil sich der Finanz-
minister weigert, die Planzahlen herauszugeben.  

Mit der Ergänzungsvorlage hat die Landesregierung 
die Ansätze für den Geschäftsbedarf der Staatskanz-
lei sowie für den Fahrdienst dann wiederum um 
204.700 Euro bzw. 201.000 Euro erhöht. Wir haben 
daraufhin für die zweite Lesung im Haushalts- und 
Finanzausschuss noch einmal eine aktualisierte 
Liste der titelscharfen Einsparungen angefordert, 
und siehe da: Trotz der Ansatzerhöhungen im Zuge 
der Ergänzungsvorlage hält die Landesregierung er-
staunlicherweise an der Darstellung fest, es gebe bei 
den betreffenden Titeln „Einsparungen“ in Höhe von 

380.000 Euro bzw. 508.000 Euro. Da haben Sie sich 
wohl in Ihrem eigenen Zahlensalat verheddert.  

(Beifall von der FDP und von Elisabeth Müller-
Witt [SPD]) 

Im Ergebnis sollen im Jahr 2026 gegenüber 2024 für 
den Geschäftsbedarf der Staatskanzlei 193.000 
Euro mehr ausgegeben werden und für den Fahr-
dienst 459.000 Euro, während die Landesregierung 
das der Öffentlichkeit gegenüber als „Einsparung“ in 
Höhe von insgesamt 888.000 Euro verkauft. Das hat 
etwas von Baron von Münchhausen.  

(Beifall von der FDP und von Elisabeth Müller-
Witt [SPD]) 

Auch ist bereits vorprogrammiert, dass der Ansatz für 
die Miete des Landeshauses nicht auskömmlich sein 
dürfte. 

(Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales so-
wie Medien im Geschäftsbereich des Minister-
präsidenten nimmt auf der Regierungsbank 
Platz.) 

– Willkommen, Herr Minister Liminski.  

(Zuruf von der CDU: Er war eben auch schon 
da! – Zurufe von der FDP – Zurufe von der 
CDU – Unruhe) 

Gegenüber 2025 wird der Ansatz um 68.000 Euro 
verringert. Vorsorge für die zu erwartende Zusatz-
miete aufgrund nutzerseitiger Anforderungen  

(Anhaltende Unruhe – Glocke) 

beim Umbau der Staatskanzlei ist dort jedoch nicht 
getroffen. Dabei werden nach der Einschätzung der 
zuständigen Niederlassung Bielefeld des BLB von 
Oktober 2025 die zugrunde liegenden Kosten bereits 
im Dezember 2025 endgültig feststehen.  

Für die zu erwartende Mehrmiete verweist die 
Staatskanzlei auf das Mietausgabenbudget des Ein-
zelplans 20. Dort gibt es einen Verstärkungstitel in 
Höhe von 500.000 Euro. Bei einer Kostenentwick-
lung von den zuletzt im Mai 2025 seitens der Staats-
kanzlei genannten 55 Millionen Euro abzüglich der 
9,6 Millionen Euro für Instandhaltungsmaßnahmen, 
die vom BLB zu tragen sind, kommt man damit aller-
dings nicht besonders weit.  

Es zeigt sich jedoch eine weitere Konstante, wie der 
Haushalt des Ministerpräsidenten angelegt ist. Statt 
die zu erwartenden Ausgaben nach den Grundsät-
zen von Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit 
auch im Haushalt des Ministerpräsidenten auszuwei-
sen, gibt es im Einzelplan 20 unbemerkt von der Öf-
fentlichkeit sogenannte Verstärkungstitel, die insbe-
sondere in den Bereichen „Öffentlichkeitsarbeit“ und 
„Repräsentation“ in der Staatspraxis quasi exklusiv 
von der Staatskanzlei zusätzlich in Anspruch genom-
men werden.  
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was wol-
len Sie damit sagen?) 

Dabei handelt es sich um einen Ansatz für Öffentlich-
keitsarbeit und Repräsentation von immerhin 3 Milli-
onen Euro, also noch einmal genau um den Betrag, 
der im Haushalt des Ministerpräsidenten für Öffent-
lichkeitsarbeit und Repräsentation veranschlagt ist. 
Aber nach außen wird natürlich so getan, als ob man 
77.100 Euro bei der Öffentlichkeitsarbeit einsparen 
wolle.  

Herr Minister Liminski, wenn der Ministerpräsident 
und die Staatskanzlei besonders bei der Öffentlich-
keitsarbeit und Repräsentation glänzen wollen, dann 
stehen Sie gefälligst auch dazu und übernehmen die 
Ansätze komplett in Ihren Haushalt.  

(Beifall von der FDP und von Elisabeth Müller-
Witt [SPD]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit. 

Dirk Wedel (FDP): Wie die Beispiele zeigen, fehlt es 
dem Haushalt des Ministerpräsidenten schlicht an 
Seriosität. Wir lehnen den Einzelplan 02 ab. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wedel. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Schäffer. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Insgesamt muss man sa-
gen, dass wir bei diesem Einzelplan 02 von einem 
kleinen Haushalt sprechen. Herr Kollege Wedel, 
auch hier sind die Einsparungen deutlich geworden. 
Ich widerspreche Ihnen, denn es finden sich Einspa-
rungen auch in diesem Einzelplan.  

(Dirk Wedel [FDP]: Wo denn?) 

Ich will aber gleich noch darauf eingehen, wo glückli-
cherweise keine Einsparungen vorgenommen wur-
den, denn auch das ist wichtig, hier zu benennen. 

Insgesamt – das ist in der Debatte eben deutlich ge-
worden – müssen wir weiterhin auch Einsparungen 
erreichen, weil die wirtschaftliche Lage schwierig ist 
und sich das natürlich auf die Steuereinnahmen und 
auf das uns zur Verfügung stehende Geld auswirkt.  

Ich habe gerade schon gesagt und eingeleitet: Ins-
gesamt reden wir über einen Haushaltsplan, den Ein-
zelplan 02, der im Vergleich zu anderen Häusern 
klein ist. Dennoch werden in diesem Bereich in der 
Staatskanzlei große Themen bewegt: von der Bund-
Länder-Koordination über internationale Kontakte – 

es wird gleich noch über Europa und Internationales 
gesprochen – wie etwa das NRW-Büro in Tel Aviv bis 
hin zu Themen und zu Veranstaltungen wie dem 
NRW-Tag als Fest aller Bürgerinnen und Bürger. 
Im nächsten Jahr feiern wir den 80. Geburtstag des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Ich freue mich auf 
den NRW-Tag in Münster, übrigens mit den Leit-
themen „Klima, Frieden, Demokratieförderung und 
gesellschaftliche Vielfalt“. Ich glaube, das wird ein 
guter NRW-Tag in Münster, und ich freue mich 
drauf.  

(Beifall von den GRÜNEN und von Matthias 
Kerkhoff [CDU]) 

– Ich finde auch, Münster hat immer einen Applaus 
verdient.  

Stichwort: Gesellschaftliche Vielfalt und Zusammen-
halt. Bei uns im Hauptausschuss ist das Thema „Eh-
renamtliches, bürgerschaftliches Engagement“ an-
gesiedelt. Ich möchte sehr deutlich sagen, dass die 
Mittel auf dem Niveau bleiben. Hier wird nämlich 
nicht eingespart. Das finde ich vor dem Hintergrund 
wichtig, dass wir das Engagement der Ehrenamtli-
chen brauchen, egal ob in der Freiwilligen Feuerwehr 
oder in den Sportvereinen, ob es das Engagement in 
der Nachbarschaftshilfe oder bei der Hilfe und In-
tegration von Geflüchteten ist. Dass sich mehr als die 
Hälfte der Menschen in Nordrhein-Westfalen ehren-
amtlich engagiert, macht doch die Stärke unserer 
Gesellschaft aus. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wir als demokratische Fraktion im Hauptausschuss 
haben in den letzten Jahren viel über die Bekämp-
fung des Antisemitismus diskutiert; denn diese ist 
uns sehr wichtig. Das war uns schon vor dem 7. Ok-
tober 2023 wichtig und ist uns insbesondere auch da-
nach sehr wichtig. Denn seitdem erleben wir einen 
starken Anstieg antisemitischer Vorfälle, auch in 
NRW. Deshalb bleibt es ein wichtiges Themenfeld 
unseres Ausschusses. 

Aber nicht nur die Bekämpfung des Antisemitismus 
ist uns wichtig, sondern auch die Förderung des jüdi-
schen Lebens in unserem Bundesland. Daran hat 
unsere Antisemitismusbeauftragte einen großen An-
teil, die ebenfalls aus diesem Einzelplan ihren Etat 
erhält. Sie selbst macht es ehrenamtlich, aber die Ar-
beit, die dahintersteckt, und die Projekte sind hier 
verortet. 

Ich freue mich, dass Bewegung in Sachen „Erhöhung 
der Pflegepauschale für die verwaisten jüdischen 
Friedhöfe“ entstanden ist. Das war uns interfraktio-
nell ein großes Anliegen und ist es auch weiterhin. 
Insofern ist es gut, dass es weitergeht und der Bund 
sich langsam bewegt. 

Stichwort: Stärkung der Antisemitismusprävention. 
Ich mache einen harten Cut, was den Einzelplan 02 
angeht, und wechsle zur Landeszentrale für poli-
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tische Bildung, noch verortet im Einzelplan 06. Ab 
dem 01.01. wandert die Landeszentrale in die Zu-
ständigkeit des Landtags. 

Wir als demokratische Fraktionen bringen heute ge-
meinsam wirklich gute Haushaltsänderungsanträge 
auf den Weg, verändern den Haushalt, stärken die 
Landeszentrale und stärken die Antisemitismusprä-
vention. Wir stärken die Beratungsleistungen gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus, indem wir die 
Mittel für die Beratungsstellen erhöhen. Ich finde, das 
ist angesichts der gestiegenen Vorfälle, der gestiege-
nen politisch motivierten Kriminalität von rechts wirk-
lich ein Erfolg, den wir gemeinsam erzielen, dass wir 
die Beratungsstellen weiter stärken und fördern kön-
nen. 

Wir stärken auch das Projekt „NRWeltoffen“, wir stär-
ken die Demokratiewerkstätten in Nordrhein-Westfa-
len, wir stärken die Islamismusprävention und auch 
die Erinnerungsarbeit, unter anderem mit den Mitteln 
zur Auseinandersetzung mit dem Thema „Kolonialis-
mus“, aber auch mit der Verpflichtungsermächtigung 
für die nächsten Jahre für das uns gemeinsam wirk-
lich wichtige Projekt „stalag326“ als Erinnerungsort 
an die Zwangsarbeit in der NS-Zeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es sind wichtige Projekte, und ich finde es gut, dass 
wir das unter den demokratischen Fraktionen wieder 
gemeinsam auf den Weg gebracht haben. Es wäre 
schön, wenn sich jetzt auch noch SPD und FDP dazu 
durchringen könnten, dem Einzelplan 02 zuzustim-
men. Das machen sie wahrscheinlich nicht. 

In Bezug auf die Landeszentrale möchte ich noch 
einmal deutlich sagen: 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit! 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Wir stärken damit das, 
was uns stark macht, und zwar unsere Demokratie. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäffer. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt Herr Abgeordneter Keith. 

Andreas Keith*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Jeder zweite 
Deutsche hat Geldsorgen, jeder dritte hat nichts 
mehr übrig zum Sparen. Nicht so unser Ministerprä-
sident! Die Ausgaben der Staatskanzlei lesen sich 
wie ein Kapitel aus dem Buch „Gut leben auf Kosten 
anderer“. 

Auch 2026 erinnert der Etat des „Insta-Präsidenten“, 
wie Hendrik Wüst in den Medien schon genannt wird, 

nicht an einen Sparhaushalt, sondern eher an die 
Wunschliste eines Mannes, der fehlende innere Hal-
tung durch Imagepflege zu kompensieren versucht. 

Aufwendungen, Öffentlichkeitsarbeit, teure Fotos, 
PR-Kampagnen und Stylisten ergeben eine Insze-
nierungsmaschinerie, die eher an ein Filmstudio er-
innert als an eine Staatskanzlei. Seit Jahren kritisie-
ren wir, dass hier Unsummen für reine Selbstdarstel-
lung verpulvert werden. 

Auch 2026 ist das nicht anders. Unter „Öffentlich-
keitsarbeit“ findet sich wieder ein Millionenbetrag. 
Dabei wissen wir aus den Vorjahren: Über 
100.000 Euro jährlich fließen alleine in Fotos und Vi-
deos des Ministerpräsidenten. Für Styling, Friseur, 
Visagisten und sonstige Imagepflege fallen weiterhin 
fünfstellige Summen an. So läuft das, wenn man in-
haltlich völlig entkernt ist. 

(Zuruf von Hendrik Wüst, Ministerpräsident) 

Dann gibt es mehr Schein oder Sein, oder wie es das 
alte Sprichwort sagt: Außen hui, innen pfui! 

Wir haben natürlich gefragt, warum die Öffentlich-
keitsarbeit so teuer bleibt. Die Antwort lautet, man 
könne ja nichts dafür, die Bürger hätten ein gestei-
gertes Informationsbedürfnis. Stimmt. Darum folgen 
Sachsen-Anhalts AfD-Spitzenkandidaten Ulrich 
Siegmund auf Instagram auch dreimal so viele Men-
schen 

(Hendrik Schmitz [CDU]: Ach!) 

wie dem Ministerpräsidenten hier in Nordrhein-West-
falen. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Das sind die 
ganzen Russen!) 

Denn die Menschen sehnen sich nach ehrlichen und 
ungeschönten Informationen, aber eben nicht nach 
einem inhaltsleeren und inszenierten Hendrik Wüst. 
Sie sehnen sich nach einem aus dem Volk, eben Ul-
rich Siegmund. 

Authentizität, Glaubwürdigkeit und Volksnähe lassen 
sich eben nicht kaufen, Herr Wüst. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Hat er auch 
gar nicht nötig!) 

Da hilft auch die teuerste Föhnfrisur nichts. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Kaufen las-
sen! Darüber müssen gerade Sie sprechen!) 

Menschen stellen sich morgens … 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Einladen nach 
Russland und dann solche Äußerungen ma-
chen! Sie verraten unser Vaterland!) 

– Ich war noch nie in Russland. 

(Beifall von der AfD) 
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Und wer wie Sie, Herr Dr. Bergmann, 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Sie verraten 
unser Vaterland!) 

hier im Parlament Reden hält – und da bin ich dem 
WDR ausnahmsweise auch mal dankbar, dass er 
das offengelegt hat –, wer den Holocaust teilweise 
verherrlicht und die NS-Zeit beschönigt, 

(Zurufe) 

der sollte hier mal seinen Mund halten. Ganz ehrlich: 
Halten Sie sich dafür einfach zurück, oder schauen 
Sie sich den Bericht im WDR über Ihren Redebeitrag 
an. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Unfassbar! 
Unfassbar!) 

Menschen stellen sich morgens unter die Dusche, 
kämmen sich, ziehen sich an und gehen zur Arbeit. 
Der Ministerpräsident braucht dafür nicht nur eine 
hollywoodreife Großproduktion, er benötigt offenbar 
auch noch ein standesgemäßes Palazzo Prozzo mit 
extrafeinem Bistro – okay, ist jetzt eine Kantine; ge-
schenkt –, Konferenzleuchten für mehrere Zehntau-
send Euro, mit Messing ausgeschlagene Schränke 
und 640 Euro teure Flurlampen, und davon gleich 
300 Stück, um nur wenige Beispiele des Größen-
wahns hier aufzuzählen. 

Die Kosten für den Umbau der Staatskanzlei explo-
dieren von ursprünglich rund 33,6 Millionen Euro auf 
mittlerweile über 60 Millionen Euro. Während die 
Staatskanzlei in Luxus und Selbstdarstellung 
schwelgt, sieht es im Land so aus: Schulen laufen 
am Limit, Brücken bröckeln, Schwimmbäder schlie-
ßen, Sportanlagen verfallen, Bibliotheken werden 
geschlossen, und viele Kommunen wissen nicht 
mehr, wie sie ihre Grundaufgaben schultern sollen.  

Gleichzeitig leistet sich der Landtag demnächst ei-
nen XXL-Anbau, den nun sogar der Landesrech-
nungshof als zu teuer bezeichnet hat. Statt den zu-
nächst genannten 166,5 Millionen Euro werden es 
nach derzeitigem Stand 245 Millionen Euro. Dabei 
wissen wir doch alle, dass selbst diese Kostenkalku-
lation schon bald nach oben korrigiert werden muss.  

Aus Verantwortung gegenüber den Bürgern und aus 
Respekt vor denen, die täglich das Steuergeld erwirt-
schaften, können wir gar nicht anders, als diesen Ein-
zelplan des Größenwahnsinns, der Großmannssucht 
abzulehnen. – Herzlichen Dank dafür.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Keith. Ich weise Sie ausdrücklich 
darauf hin, dass ich Ihren Redebeitrag anhand des 
Protokolls überprüfen werde. Basierend auf dieser 
Überprüfung behalte ich mir ausdrücklich vor, eine 
nachträgliche Ordnungsmaßnahme auszusprechen.  

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir fahren in der Debatte fort. Für die Landesregie-
rung spricht jetzt der Minister und Chef der Staats-
kanzlei Liminski. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Herr 
Keith, angesichts Ihrer Abscheu für die Ertüchtigung 
des Landeshauses verwundert mich Ihre Bewunde-
rung für den Kreml.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
FDP – Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Dass Sie mit dem Ausbau des Landtags ein Problem 
haben, verstehe ich vor dem Hintergrund Ihrer Be-
wunderung für Autokraten auf der Welt. Insofern ord-
net sich das alles ein in das, wie Sie und Ihre Fraktion 
sich hier sonst präsentieren.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Andreas Keith [AfD]) 

Heute geht es um die haushaltsrechtliche Grundlage 
der Aufgabenwahrnehmung und der politischen Ar-
beit der gesamten Landesregierung, die aus der 
Staatskanzlei koordiniert wird. Außerdem pflegen wir 
von hier aus in besonderer Weise die föderalen Be-
ziehungen zu den anderen Ländern ebenso wie zum 
Bund. Es wird die Landeskommunikation sowie die 
Unterstützung verschiedener Bereiche in Gesell-
schaft, Medien, Ehrenamt, Sport als zentrale Säulen 
des Zusammenhalts in unserem Land aus der 
Staatskanzlei sichergestellt. Das ist umso wichtiger 
in einer Zeit, in der die Erwartungen an den Staat 
hoch sind, aber die finanziellen Spielräume eng.  

Die Herbststeuerschätzung hat uns ein wenig Luft 
verschafft, aber keine Wunder. Wir nutzen die zu-
sätzlichen Spielräume mit klarer Prioritätensetzung, 
indem wir nicht pauschal Einsparungen rückabwi-
ckeln, sondern gezielt Verstärkungen vornehmen 
und vor allen Dingen die Funktionsfähigkeit staatli-
chen Handelns sicherstellen.  

Es bleibt dabei: Der Einzelplan 02 bleibt von den fi-
nanziellen Rahmenbedingungen durch die wirt-
schaftliche Lage nicht unberührt. Mit der notwendi-
gen Konsolidierung fangen wir entgegen mancher 
Legendenbildung hier bei uns selbst an.  

Wir sparen etwa beim Personal. Nach Jahren, in de-
nen die Staatskanzlei keine neuen Stellen geschaf-
fen hat, bauen wir sieben Planstellen in der Staats-
kanzlei ab.  

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Aha!) 

Auch bei den Ausgaben planen wir 2026 mit insge-
samt 18,3 Millionen Euro weniger als im letzten Jahr.  
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Das einmal zu den Fakten. Wenn man hier manches 
am Rednerpult nachverfolgt hat, wirkte es so, als 
könne man aus dem Vollen schöpfen.  

Dass man dieses Weniger in der Gesamtsumme in 
diesem Haushalt nicht unbedingt direkt sieht, liegt an 
einmaligen Sondereffekten im kommenden Jahr. 
Das betrifft etwa die Übertragung von Personalaus-
gaben aus dem Einzelplan 20 zur Umsetzung der 
Tarifergebnisse in den Einzelplan 02 – etwas, was 
wir in allen Einzelplänen so haben –, das betrifft ei-
nen erhöhten Ansatz für Beihilfen, und das betrifft 
auch die Vorbereitung besonderer Ereignisse im 
kommenden Jahr wie etwa den NRW-Tag 2026 so-
wie die anlaufende Vorbereitung für die Bundesrats-
präsidentschaft von Nordrhein-Westfalen mit dem 
Tag der Deutschen Einheit 2027.  

Diese Mehrausgaben verändern vielleicht die Optik, 
aber nicht den Inhalt des Einzelplans. Es handelt sich 
um einen Konsolidierungshaushalt.  

Tatsächliche Einsparungen planen wir bei nahezu al-
len konsumtiven Sachausgaben, insbesondere beim 
Geschäftsbedarf und in der Kommunikation, bei Mie-
ten und Pachten – unter anderem dadurch, dass wir 
die Liegenschaft Horionplatz 10 komplett aufgeben –, 
im Geschäftsbetrieb des Landespresse- und Infor-
mationsamtes, beim Fahrdienst der Landesregie-
rung, bei den Landesvertretungen und auch bei der 
wissenschaftlichen Beratung. Überall dort fahren wir 
die Ansätze zurück, obwohl die Kosten steigen. Des-
wegen bitte ich um die nötige Seriosität, wenn man 
so etwas behandelt, und darum, nicht so zu tun, als 
würde alles steigen, wachsen und ins Unermessliche 
laufen. Das ist nicht der Fall. Es gebührt schon der 
Respekt vor den betroffenen Mitarbeitern, das hier 
einmal klar beim Namen zu nennen.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Bei den Leistungen an die Kirchen haben wir die An-
sätze an die Ista-Ausgaben der vergangenen Jahre 
angepasst, ohne die rechtlich zugesicherten Landes-
leistungen anzutasten. Wir geben als Staat zudem 
ein klares Bekenntnis gegen Antisemitismus, für jüdi-
sches Leben und für die Bewahrung jüdischen Ge-
denkens in unserem Land ab. Die Dotationen an die 
25 Gesellschaften für christlich-jüdische Zusammen-
arbeit bleiben unverändert. Die staatsvertraglichen 
Leistungen an die jüdischen Gemeinden steigen in-
dexbasiert. Zusätzlich verstetigen wir erneut die ge-
stiegenen Personal-/Sicherheitskosten.  

Sie sehen in diesen Bereichen, die nun wirklich zent-
ral sind für den Zusammenhalt, auch für das Mitei-
nander der Religionen, aber auch dafür, dass wir un-
serer Verantwortung nachkommen: Hier wird nicht 
gespart – richtigerweise.  

Dazu zählt auch, dass unsere Antisemitismusbeauf-
tragte, die in der Staatskanzlei angesiedelt ist, Frau 

Staatsministerin Löhrmann, die personellen und ope-
rativen Mittel erhält, die für ihre wirksame Amtsfüh-
rung erforderlich sind.  

Als Landesregierung werden wir zudem im kommen-
den Jahr haushalterisch sicherstellen, dass der Evan-
gelische Kirchentag im Jahr 2027 in Nordrhein-West-
falen stattfinden kann.  

Im Bereich „Ehrenamt“ gilt: Diese Mittel bleiben voll-
ständig von Kürzungen ausgenommen. Uns ist wich-
tig, dass das Ehrenamt in Nordrhein-Westfalen sicht-
bar bleibt und gestärkt wird – mit der Ehrenamtskarte 
als Zeichen öffentlicher Anerkennung, mit Ehren-
amtspreisen, die Engagement würdigen, und mit ei-
ner Förderung, die Engagement unkompliziert, zu-
gänglich und für funktionierende Netzwerke gestützt 
ermöglicht.  

Sie sehen, wir sparen bei uns selbst, um diese Leis-
tungen, die für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
wichtig sind, weiterhin in vollem Umfang zu ermögli-
chen. Das ist aus meiner Sicht auch absolut geboten. 
So sieht ein Konsolidierungshaushalt aus. Deswe-
gen bitte ich um Ihre Zustimmung. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Liminski. – Der guten Ordnung halber 
sei darauf hingewiesen, dass die Landesregierung 
ihre Redezeit um 1 Minute und 4 Sekunden überzo-
gen hat. Ich sehe trotzdem keine weiteren Wortmel-
dungen. Wir sind also am Schluss der Aussprache 
zu Teil a) Staatskanzlei. 

Wir kommen zur Aussprache über: 

b) Europa und Internationales 

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin 
Blask von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

Inge Blask (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will es gleich 
vorwegsagen: Wäre der Ergänzungshaushalt nicht 
gekommen, wären davon nicht 600.000 Euro auf un-
seren kleinen Haushalt „Europa und Internationales“ 
abgefallen, sähe die Lage noch viel düsterer aus, als 
sie es ohnehin ist. 

Herr Minister Liminski, vielen Dank, dass Sie mit die-
sen Mitteln die Kürzungen zurückgenommen haben, 
die Sie ursprünglich für Projekte wie das Promotorin-
nenprogramm vorgesehen hatten. Nachdem Sie dort 
schon zwei Jahre in Folge gekürzt haben, wäre es 
wirklich an die Existenz des Projekts gegangen. 

Ebenso freuen wir uns, dass Sie unseren und den 
Appellen vieler anderer gefolgt sind und einen Auf-
wuchs von 350.000 Euro für die GrenzInfoPunkte 
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finanziert haben. Bei ihrem Besuch in unserem Aus-
schuss haben die Euregios unmissverständlich klar-
gemacht, dass eine Stagnation der Finanzierung aus 
Nordrhein-Westfalen die Qualität der Arbeit der 
GrenzInfoPunkte gefährden würde. Nun ist man mit 
den Partnerländern gleichgezogen, und das ist gut 
so. 

Unabhängig von dem Notpflaster des Ergänzungs-
haushalts, das Sie auf die klaffende Wunde gepappt 
haben, bleibt der Haushalt für uns als SPD-Fraktion 
ein Paradebeispiel für falsche Prioritätensetzung. Sie 
halten an teuren Leuchtturmprojekten fest, während 
Sie kleinen, niedrigschwelligen Projekten mit hohem 
Wirkungsgrad den Garaus machen. 

Der Konkrete Friedensdienst Nordrhein-Westfalen 
hat es seit 1985 mehr als 10.000 jungen Menschen 
aus Nordrhein-Westfalen ermöglicht, sich in mehr als 
50 Staaten dieser Welt in Projekten zu engagieren. 
Diese Förderung ist bisher vor allem jungen Hand-
werkern und Azubis zugutegekommen, also Men-
schen, die weitaus weniger Möglichkeiten zum inter-
nationalen Austausch haben als zum Beispiel Studie-
rende. Als Sie das Projekt letztes Jahr ausgesetzt ha-
ben, hat das einen breiten Sturm des Entsetzens 
ausgelöst. Von den Handwerkskammern in Nord-
rhein-Westfalen bis hin zu Ihrem CDU-Kollegen Rup-
recht Polenz aus Münster haben sich Menschen öf-
fentlich gegen die Streichung der Mittel für den Kon-
kreten Friedensdienst ausgesprochen. 

Das Ergebnis der breiten gesellschaftlichen Kritik ist: 
Dieses Jahr gibt es wieder keinen Cent aus dem Lan-
deshaushalt für den Konkreten Friedensdienst. Da-
mit haben Sie dieses tolle niedrigschwellige Projekt 
für läppische 350.000 Euro faktisch beerdigt. Denn 
seien wir ehrlich: Wenn etwas zwei Jahre in Folge 
nicht mehr angeboten wird, verschwindet es aus der 
Wahrnehmung und damit aus der Landschaft. 

Stattdessen gönnen wir uns als Land Nordrhein-
Westfalen eine eigene Akademie für Internationale 
Politik, die im Haushalt auch in diesem Jahr wieder 
mit 1,5 Millionen Euro zu Buche schlägt. Die Akade-
mie residiert feudal in einer Bonner Villa und produ-
ziert dafür neben einigen wenigen Veranstaltungen 
und Publikationen etwa acht bis zehn – meine Da-
men und Herren, acht bis zehn! – Stipendien pro 
Jahr, die man allesamt unproblematisch in der sehr 
hervorragenden akademischen Landschaft Nord-
rhein-Westfalens ansiedeln könnte. Die Akademie 
war und ist eine Herzensangelegenheit unseres ehe-
maligen Ministerpräsidenten Armin Laschet; der Ge-
neral-Anzeiger Bonn nannte sie 2021 ein „Lieblings-
projekt“ des damaligen Kanzlerkandidaten. Hervor-
gebracht hat sie außer horrenden Kosten seitdem lei-
der recht wenig. 

Diese Fokussierung, diese Bevorzugung eines teu-
ren Eliteprojektes gegenüber einem breiten, wirksa-
men, niedrigschwelligen Austauschprogramm wider-

strebt uns und unserem sozialdemokratischen Ver-
ständnis vom Umgang mit Steuergeldern, von De-
mokratiebildung und von Vermittlung zutiefst. Das 
wollen wir hiermit noch einmal zum Ausdruck brin-
gen. Vor diesem Hintergrund lehnen wir den Haus-
halt ab. – Herzlichen Dank. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Blask. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt die Abgeordnete Plonsker. 

Romina Plonsker*) (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Keith, 
wir werden uns sehr genau angucken, was Sie ge-
rade zu Herrn Dr. Bergmann gesagt haben; das ist 
nämlich nicht akzeptabel. Möglicherweise ist er das 
Gegenteil von Ihnen, nämlich ein weltoffener, ein to-
leranter Mann, der historisch versiert und klar im Fo-
kus ist. 

(Andreas Keith [AfD]: Da müssen Sie die Be-
richterstattung des WDR angucken! – Sven 
Werner Tritschler [AfD]: Können Sie im Proto-
koll nachlesen!) 

Deshalb ist es wirklich ein Glück, dass er diesem Ho-
hen Haus angehört. 

(Beifall von der CDU) 

Liebe Frau Blask, herzlichen Glückwunsch zum Ge-
burtstag. Ich finde, dass das zu Beginn der Rede da-
zugehört. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
Regierungsband) 

Ich komme nun zum Haushalt. Wir beraten heute den 
Bereich „Europa und Internationales“, ein Politikfeld, 
das für uns in Nordrhein-Westfalen nicht nur ein 
Nice-to-have ist, sondern das für uns – wir liegen im 
Herzen von Europa – als weltweit vernetzte Export-
region und als Bundesland, das von offenen Märk-
ten, Stabilität und starker internationaler Partner-
schaft lebt, ein elementarer Bestandteil unserer poli-
tischen Handlungsfähigkeit ist. Genau diese Hand-
lungsfähigkeit verbunden mit Verlässlichkeit stellen 
wir auch unter den herausfordernden Rahmenbedin-
gungen für das kommende Jahr sicher. 

Die wirtschaftliche Lage ist weiterhin angespannt. 
Die Folgen der geopolitischen Verwerfungen und Un-
wägbarkeiten wirken in allen Bereichen der öffentli-
chen Haushalte. Deshalb ist Konsolidierung notwen-
dig. 

Doch für uns als CDU und für uns als Koalition steht 
fest: Unser europäisches und internationales Netz-
werk ist kein Luxusgut, sondern sichert Arbeitsplätze, 
Wohlstand, Sicherheit, Bildung und Mobilität. Gerade 
in Krisenzeiten zeigt sich, ob ein Land verlässlich 
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bleibt. Nordrhein-Westfalen bleibt verlässlich für die 
Menschen in NRW, in Europa und darüber hinaus. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Landesregierung hat einen Haushalt vorgelegt, 
der den finanziellen Realitäten Rechnung trägt, dabei 
aber klare Prioritäten setzt. Die jüngsten Steuer-
schätzungen haben es uns ermöglicht, im Einzelplan 
zusätzlichen Handlungsspielraum zu gewinnen, den 
wir gezielt nutzen, um unsere internationalen Initiati-
ven zu sichern. 

Ein Beispiel dafür sind die GrenzInfoPunkte. Die Er-
höhung um 300.000 Euro ist Teil unserer strategi-
schen Agenda. Wir brauchen dazu auch keine Hin-
weise der SPD. 

(Volkan Baran [SPD]: Ihre Hinweise sind im-
mer sachdienlich!) 

Wir haben immer sehr klar kommuniziert: Wir stim-
men uns mit den Nachbarländern ab und werden im 
Gleichschritt gehen – deshalb auch die 
300.000 Euro. Das ist klar kommuniziert und ent-
sprechend hinterlegt. Ich bin sehr glücklich, dass wir 
die wichtige Arbeit in den Grenzregionen im Sinne 
des europäischen Alltags sichern können. Wir stellen 
damit sicher, dass die Zusammenarbeit mit den Nie-
derlanden und Belgien auf Augenhöhe stattfindet 
und dass Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen 
und Verwaltung grenzüberschreitend handlungsfä-
hig bleiben. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Auch das Deutsch-Niederländische Jugendwerk, 
dessen Existenz ohne die zusätzlich bereitgestellten 
50.000 Euro gefährdet gewesen wäre, können wir 
stabilisieren. Gerade jetzt brauchen wir junge Men-
schen, die Europa nicht abstrakt, sondern konkret er-
leben – im Austausch, im Miteinander und in gemein-
samen Projekten. Das ist eine Investition in den Zu-
sammenhalt unseres Europas. 

Die Rücknahme der Kürzungen bei Promotorenstel-
len ist uns ein wichtiges Anliegen. Wir sind sehr 
glücklich, dass wir das mit der Ergänzungsvorlage 
umsetzen können. 

Ein Blick in das internationale Feld: Wir müssen un-
sere Mittel gezielt dort einsetzen, wo es besonders 
notwendig ist. Wir blicken auf die Ukraine und auch 
nach Israel. 

Die Ukraine kämpft weiterhin jeden Tag um ihre Frei-
heit, Souveränität und ein Leben in Sicherheit. Des-
halb unterstützen wir den Wiederaufbau insbeson-
dere durch unsere Regionalpartnerschaft mit der Ob-
last Dnipropetrowsk und wollen das auch im Jahr 
2026 weiterführen. 

Das Gleiche gilt für Israel. Das Landesbüro in Tel 
Aviv arbeitet trotz schwieriger Bedingungen enga-
giert weiter und ist längst ein etablierter Akteur. Das 

Programm „Shalom – Chaveruth“, Frieden und 
Freundschaft, führen wir ohne Kürzungen fort. 

(Beifall von der CDU und Berivan Aymaz 
[GRÜNE]) 

Auch bei der internationalen Politik schauen wir auf 
die strategischen Partnerschaften und konzentrieren 
uns stärker auf Ghana und Nordmazedonien. Die Zu-
sammenarbeit mit der GIZ wurde dabei frühzeitig ab-
gestimmt. Alle Partner sind also informiert. Das ist 
auch ein Ausdruck der Verlässlichkeit. 

Ich will noch zwei Sätze zu den Europa-Schecks sa-
gen, die niederschwellig wirken. Im Gegensatz zu 
dem, was Sie eben gesagt haben, verfügen wir also 
über niederschwellige Angebote. Die Europa-
Schecks sind ein echter Renner. Wir führen sie 
selbstverständlich fort, damit Europa in ganz Nord-
rhein-Westfalen verlässlich ist. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Sven Werner 
Tritschler [AfD]) 

Dieser Haushalt beweist: Nordrhein-Westfalen bleibt 
handlungsfähig. Wir bleiben zuverlässig. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit. 

Romina Plonsker (CDU): Wir bleiben in Europa und 
der Welt sichtbar. Deshalb lade ich Sie alle im Sinne 
einer Gemeinschaft ein, dem Haushalt zuzustimmen, 
und danke Ihnen für das Zuhören. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Plonsker. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Pfeil. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen und Kolleginnen! Leider ist auch der Einzel-
plan 02 für das Haushaltsjahr 2026 von wesentlichen 
Kürzungen betroffen. Wir als FDP-Fraktion unterstüt-
zen grundsätzlich die Anliegen und Vorhaben im Be-
reich „Europa und Internationales“. Dennoch enthält 
der Haushaltsentwurf des Einzelplans 02 einige be-
dauerliche und – auch wenn bei drei Haushaltstiteln 
im Ergänzungshaushalt leicht nachjustiert wurde – 
erhebliche Einschnitte. 

Wir alle wissen, wie sehr die deutsche Wirtschaft 
schwächelt und damit auch die EU belastet. Diesbe-
züglich geschieht seitens des Landes leider viel zu 
wenig. Es ist nicht zielgerichtet und nicht wirksam ge-
nug. 

Zum Teilhaushalt „Europa und Internationales“: Un-
ser Fokus liegt wie in den vergangenen Jahren 
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immer auf der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit und den grenzüberschreitenden Maßnahmen. 

Nordrhein-Westfalen zeigt seit vielen Jahren – das 
hat die Kollegin Plonsker ausführlich geschildert –, 
wie erfolgreich europäische Zusammenarbeit ge-
lingt. Unsere Nachbarschaft zu den Beneluxländern 
ist dafür ein zentrales Beispiel. Die vier Euregios, die 
GrenzInfoPunkte und das Deutsch-Niederländische 
Jugendwerk verbinden Menschen, Unternehmen 
und Verwaltungen über die Grenzen hinweg. 

Deshalb ist es richtig, dass die Landesregierung im 
Ergänzungshaushalt zusätzlich 350.000 Euro für 
grenzüberschreitende Maßnahmen bereitgestellt 
hat. Diese Mittel kommen den Bürgerinnen und Bür-
gern in den Grenzregionen seit der 17. Legislaturpe-
riode direkt zugute. 

Trotzdem zeigt die letzte Anhörung im Europaaus-
schuss, in der es um – ein Nischenthema – grenz-
überschreitenden Reitsport ging, dass es im Detail 
immer noch Tücken gibt. Darauf muss man vorberei-
tet sein, um den Grenzregionen zu helfen. Wir müs-
sen alle unsere Anstrengungen verstärken, um in al-
len Bereichen – auch beim Reitsport oder in sonsti-
gen Nischenthemen – Grenzen abzubauen. Dazu 
fehlen oftmals Gelder. 

Ein weiterer Schwerpunkt unseres europäischen En-
gagements seit 2018 liegt auf dem internationalen 
Forschungsprojekt „Einstein-Teleskop“. Mit insge-
samt 5 Millionen Euro im Haushalt des Ministeriums 
für Kultur und Wissenschaft leistet die Landesregie-
rung hier einen notwendigen Beitrag. 

Wir alle wissen, dass das Projekt im nächsten Jahr 
auf die Zielgerade geht. Wenn wir als Nordrhein-
Westfalen mit unseren niederländischen und belgi-
schen Partnern zusammenarbeiten wollen, dann 
brauchen wir Unterstützung. Wir brauchen Geld, und 
wir brauchen auch dieses Geld des Ministeriums für 
Kultur und Wissenschaft. 

Als FDP-Landtagsfraktion unterstützen wir beson-
ders Projekte für junge Menschen. Für uns ist es 
wichtig, die junge Generation für Europa zu begeis-
tern. Dazu haben wir in diesem Jahr viele Ideen ent-
wickelt, insbesondere die Einrichtung eines Benelux-
jugendparlaments. In unseren Nachbarländern gibt 
es so etwas. 

In einer Anhörung zu genau diesem Thema wurde 
die Schaffung eines Jugendparlaments von vielen 
Sachverständigen und insbesondere vom zuständi-
gen Minister Ostbelgiens befürwortet. Passiert ist je-
doch nichts. Eine Teilnahme am Beneluxjugendpar-
lament und insbesondere, wie Jugendliche ausge-
wählt werden, ist derzeit unklar. Gelder dafür stehen 
auch nicht zur Verfügung. 

Manchmal hängt es nicht mit viel Geld zusammen, 
sondern es genügt das damit verbundene Zeichen, 
dass man sich für ein Projekt wie das Jugend-

parlament ausspricht und der jungen Generation da-
mit sagt: Wir hören euch zu, und wir interessieren 
uns für euch. 

Genau dies führt mich zum nächsten Haushaltspunkt – 
er wurde eben schon genannt –: der Konkrete Frie-
densdienst. Dieser eröffnet jungen Menschen in 
Nordrhein-Westfalen dort reale Perspektiven, wo 
Friedensarbeit, zivile Konfliktlösung und interkulturel-
les Verständnis praktische Kompetenzen bedeuten. 
Wann wollen wir uns von diesem Parlament aus für 
Frieden einsetzen, wenn nicht jetzt, in einer Zeit, in 
der überall Krieg herrscht, ob in Europa oder im Na-
hen Osten? Wann wollen wir ein Zeichen setzen? 

Diese Frage stelle ich ganz offen. Ich habe sie im 
Ausschuss auch schon gestellt und keine Antwort 
darauf bekommen. Wir reden – das hat die Kollegin 
der SPD, Inge Blask, eben gesagt – über 
300.000 Euro. Unser Vorschlag im Haushalt war: 
150.000 Euro. Er wurde abgelehnt. Unserer Meinung 
nach ist das ein falsches Zeichen. 

Bei dem Eine-Welt-Promotoren-Programm wurde 
nachgesteuert. Das ist gut so, sonst hätten wir auch 
hieran Kritik geübt. 

Ich komme zum Schluss meiner Rede. Bedauerli-
cherweise ist der Einzelplan 02 in diesem Jahr von 
Einsparungen betroffen, die wir nicht mittragen kön-
nen. Es gibt genügend Projekte, die weitergefördert 
werden könnten. Wir werden dem Teilhaushalt daher 
unsere Zustimmung verweigern. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Pfeil. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Aymaz. 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Wir beraten heute den Landes-
haushalt 2026, und das mitten in einer Zeit, die welt-
weit immer noch von Krieg und Krisen geprägt ist. 
Genau hier setzt der Einzelplan 02 an. Die Kapitel 
„Europa“ und „Internationales“ sind eben kein Nice-
to-have, sondern sie sind Ausdruck unseres Engage-
ments und unserer Verantwortung, die sehr stark 
Wirkkraft entfalten.  

(Beifall von Julia Eisentraut [GRÜNE]) 

Auch wenn der Etat überschaubar ist, wollen wir aus 
NRW heraus unsere internationale Verantwortung 
wahrnehmen. Wir sind nicht nur im Herzen Europas, 
wir sind auch global vernetzt. 

So werden wir im kommenden Jahr unsere Partner-
schaft mit Dnipropetrowsk in der Ukraine weiterent-
wickeln. Das bedeutet konkret, dass wir dort 



Landtag   26.11.2025 

Nordrhein-Westfalen 36 Plenarprotokoll 18/109 

 

kommunale und zivilgesellschaftliche Wiederaufbau-
projekte fördern.  

Wir unterstützen aus NRW heraus ein Projekt der 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit zur 
beschleunigten Infektionsdiagnostik, um schwerwie-
gende körperliche Folgen wie zum Beispiel Amputa-
tionen bei Kriegsverletzten zu verhindern. Denn ei-
nes ist klar: Dort, wo Menschen schwer verletzt sind 
und um ihr Leben kämpfen, braucht es schnelle Hilfe. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Erst vor Kurzem hatte ich die Gelegenheit, Gadi Mo-
ses aus dem Kibbuz Nir Oz hier im Landtag zu begrü-
ßen. Der 81-Jährige war 480 Tage in Geiselhaft der 
Hamas und kam erst im Januar dieses Jahres frei – 
eine für mich sehr berührende und beeindruckende 
Begegnung.  

Eindringlich schilderte er, wie wichtig das Engage-
ment internationaler Unterstützerinnen und Unter-
stützer beim Wiederaufbau der von der Hamas an-
gegriffenen Kibbuzim sei und dass es bei diesen 
Einsätzen nicht nur darum gehe, Schutt und Trüm-
mer wegzuräumen, sondern die Schwere der Trau-
mata des 7. Oktober durch gemeinsames Anpacken 
zu bewältigen. Mit dem Projekt „Shalom – Chaver-
uth“ setzen wir genau dort an und unterstützen zivil-
gesellschaftliche Partnerschaften zwischen NRW 
und Israel. Ich finde, das ist ein wirkmächtiges Zei-
chen der Solidarität und Hoffnung. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade ist die 
COP30 in Belém zu Ende gegangen, und wir wissen: 
Die Klimakrise ist die zentrale globale Herausforde-
rung unserer Zeit. Diese können wir nur mit internati-
onaler Zusammenarbeit auf Augenhöhe angehen. 
Internationale Zusammenarbeit auf Augenhöhe er-
fordert viel Fingerspitzengefühl – ja, auch auf dem 
großen diplomatischen Parkett. Lassen Sie mich an 
dieser Stelle bitte sagen, dass Brasilien sehr wohl 
viel zu bieten hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die ursprünglich geplanten Kürzungen bei der ent-
wicklungspolitischen Bildungsarbeit in Nordrhein-
Westfalen kommen nun dank der jüngsten Steuer-
schätzung doch nicht zum Tragen. Ich bin erleichtert, 
dass die Mittel für das Promotorenprogramm nicht 
gekürzt werden. Denn mit ihrer Arbeit tragen die Pro-
motoren den Gedanken der globalen Gerechtigkeit in 
die Breite der Gesellschaft. Global denken, lokal han-
deln, ist, finde ich, drängender denn je.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Haushaltsentwurf im Bereich „Europa und Inter-
nationales“ setzt trotz Konsolidierungs- und Einspa-
rungsmaßnahmen die richtigen Schwerpunkte. Die 
Woche der Menschenrechte ist inzwischen fest etab-
liert; sie wird auch 2026 wieder stattfinden. Das ist 

ein großer Erfolg, gerade in Zeiten, in denen Men-
schenrechte weltweit unter Druck stehen. 

Ja, auch ich bedauere es sehr, dass die Förderung 
des Konkreten Friedensdienstes nicht wieder aufge-
nommen werden kann. Aber die finanziellen Rah-
menbedingungen lassen leider nicht alles zu, und wir 
müssen weiterhin priorisieren.  

Das bedeutet aber nicht, dass wir uns von der Be-
deutung der Friedensarbeit und unserer Verantwor-
tung dafür verabschiedet hätten, wie es bei dem ei-
nen oder anderen Vorredner angeklungen ist, ganz 
im Gegenteil. Die Beispiele, die ich hier aufgezählt 
habe, die wir fortsetzen, machen sehr wohl deutlich, 
wofür wir in Nordrhein-Westfalen stehen. Wir sind 
und bleiben ein verlässlicher und gestaltungswilliger 
Partner für Menschenrechte, Frieden und Freiheit in 
Europa und der Welt. Daher werbe ich um Zustim-
mung zum Einzelplan 02 im Bereich „Europa und In-
ternationales“. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Aymaz. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Tritschler. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir 
über den Einzelplan „Europa und Internationales“ be-
raten, dann ist das jedes Jahr ein bisschen so, als 
wären wir in einem fernen Paralleluniversum, fernab 
von knappen Mitteln, fernab von einem Land, in dem 
die Infrastruktur bröckelt, die Städte und Gemeinden 
pleite sind, die Schulen ihre Aufgaben kaum erfüllen 
und das Sozialwesen für immer mehr Geld immer 
weniger Bedürftigen helfen kann.  

Ich zitiere: Entwicklungshilfe ist das Problem, nicht 
die Lösung. In den vergangenen 50 Jahren wurde 
mehr als 1 Billion Dollar transferiert, und es gibt fast 
nichts vorzuweisen, so die britisch-sambische Öko-
nomin Dambisa Moyo.  

Der Ökonom Peter Bauer fasst es so zusammen: 
Entwicklungshilfe ist ein Transfer von armen Men-
schen in reichen Ländern zu reichen Menschen in ar-
men Ländern.  

Eine Metastudie aus dem Jahr 2017, veröffentlicht 
auf VoxEU, fasst die Erkenntnisse aus 200 Studien 
zum Thema zusammen: Seit 1960 wurden fast 4 Bil-
lionen US-Dollar in Entwicklungshilfeempfängerlän-
der transferiert. Auswirkungen auf das Wachstum 
dort? Genau 0,0.  

Man kann es schlimm genug finden, dass der Bund 
Jahr für Jahr Milliarden für diesen Unsinn verpulvert, 
dass Deutschland Entwicklungshilfe an Atommächte 
und Raumfahrtnationen wie China und Indien über-
weist oder die berühmten Radwege in Peru bezahlt.  
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Grotesk ist es aber, dass wir als Bundesland uns eine 
eigene Nebenentwicklungshilfepolitik halten, für die 
wir laut Grundgesetz überhaupt nicht zuständig sind. 
Warum eigentlich? Vielleicht möchte sich der ein 
oder andere hier für vermeintlich Höheres empfeh-
len, oder vielleicht hat es bei dem einen oder anderen 
nicht mit dem Höheren geklappt, sodass man jetzt 
gerne ein bisschen Weltpolitik aus Düsseldorf heraus 
spielt.  

Wie auch immer, es ist sicher nicht die Aufgabe un-
serer Bürger und Steuerzahler, für die Linderung Ih-
rer politischen Phantomschmerzen aufzukommen. 
Denn zu mehr ist der gutmenschelnde Unsinn, den 
sie da fördern, nicht gut – außer dafür, dass er noch 
ein paar gut bezahlte Stellen für den ein oder ande-
ren Gutmenschen schafft. Und die denken sich dann 
ganz bemerkenswerte Sachen aus.  

Das aus dem Landeshaushalt geförderte Eine Welt 
Netz NRW gibt zum Beispiel eine Broschüre „Queere 
Eine Welt“ heraus. Dort heißt es:  

„Akteur:innen der globalen Gerechtigkeit zeigen 
oft Unsicherheiten im Umgang mit gendersensib-
ler Sprache sowie Begriffen der queeren Bewe-
gung. Damit sie sich alle miteinander wohlfühlen, 
sollen Sensibilisierungsangebote geschaffen 
werden.“  

Sehr schön. Das zahlen Sie alles mit Ihrem Steuer-
geld.  

Weiter heißt es dort:  

„Schaffe eine Toilette, die für alle Geschlechter 
zugänglich ist. Alternativ kannst du auch einen 
Toilettenraum für alle Geschlechter und einen für 
FLINTA* Personen (Frauen, inter, nicht-binäre, 
trans und agender Personen) schaffen. Ziel ist es, 
die Binarität abzubauen, damit sich niemand zu-
ordnen muss […]. Wenn Hygieneartikel bereitge-
stellt werden, verteile sie in beiden Toilettenräu-
men. Mülleimer sollten auch in allen Toiletten be-
reitstehen.“ 

Ich weiß nicht, was die Menschen in Entwicklungs-
ländern oder übrigens auch hierzulande von solchen 
spannenden Exkursen haben.  

(Zuruf von Ina Besche-Krastl [GRÜNE]) 

Aber ich weiß endlich, wo die ganzen Genderwissen-
schaftler unterkommen, wenn sie ihren Abschluss in 
der Tasche haben.  

Wir sagen ganz klar: Raus mit solchem Unsinn aus 
dem Landeshaushalt! Entwicklungshilfe ist Bun-
dessache. So etwas ist allenfalls Entwicklungshilfe 
für Menschen mit selbstverschuldet eingeschränkten 
Chancen am Arbeitsmarkt.  

(Zuruf von Jens-Peter Nettekoven [CDU]) 

Ähnliche Charaktere tummeln sich offenbar auch im 
Bereich der sogenannten Europa-Schecks. Die sind 

wie alle Schecks, die die Landesregierung mittler-
weile so verteilt, nichts anderes als kleine Goodies, 
die offenbar ein paar Wähler gewogen stimmen und 
dem Minister ein paar schöne Fototermine verschaf-
fen. Davon macht er offensichtlich auch reichlich Ge-
brauch, denn er ist auf der Projektwebsite auf wirklich 
jedem Foto zu finden.  

Neben tollen Projekten wie dem Bauen eines Eu-
ropa-Modells aus Lego-Steinen in Soest oder einem 
Europa-Picknick in Dülmen fördert man noch allerlei 
andere schöne Dinge – übrigens natürlich auch mit 
Steuergeld. Gerade hieß es von der CDU, das Pro-
jekt sei ein großartiger Erfolg. Ich muss Sie fragen: 
Woran messen Sie das? Daran, dass Sie besonders 
viel Geld verschenken? Andere Messzahlen dazu 
kenne ich nicht.  

(Zurufe von Dr. Günther Bergmann [CDU] und 
Romina Plonsker [CDU]) 

Wir haben mehrmals nachgefragt. Niemand konnte 
uns sagen, worin der Erfolg dieser Projekte denn 
liege. Das ist alles irgendwie ganz nett, und es ist 
auch schön, Lego-Modelle auf Steuerzahlerkosten 
zu bauen, aber das ist nicht die Aufgabe unserer 
Steuerzahler.  

Solange Sie, meine Damen und Herren, nicht einmal 
mehr die grundlegendsten Aufgaben eines Staates 
erfüllen können – Stichwort „Bildung“, Stichwort „Si-
cherheit“ –, werden jedenfalls wir Ihnen keine Mittel 
für diesen Kokolores bewilligen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr Ab-
geordneter Tritschler. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Minister Liminski. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! 
Liebe Frau Blask, lassen Sie zu Beginn auch mich 
Ihnen herzlich gratulieren. Ich danke Ihnen auch, 
dass Sie anerkennen, dass wir die Möglichkeiten der 
Steuerschätzung sinnvoll genutzt haben. Fassen Sie 
es als verspätetes Geburtstagsgeschenk auf, dass 
wir uns dabei auf Dinge konzentriert haben, die uns 
zumindest unter den demokratischen Fraktionen im 
Ausschuss wichtig waren und sind.  

Wir sind uns auch darüber einig, dass wir in diesem 
Ausschuss die internationale Prägung Nordrhein-
Westfalens immer wieder positiv darstellen. Das gilt 
für Menschen, die Beziehungen in die ganze Welt 
haben und in Nordrhein-Westfalen leben, und auch 
für unsere exportorientierten Unternehmen. Daher 
lässt es uns auch nicht kalt, wenn die internationale 
Ordnung im Umbruch ist.  
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Man kann das ja sehen: Autokraten testen momen-
tan die Grenzen aus, ob militärisch, ökonomisch oder 
digital. Die Gewaltenteilung, die Menschenrechte 
und die regelbasierte Ordnung stehen gerade einen 
Stresstest durch. Diese Entwicklung muss uns Sor-
gen machen. Die Gefahr von Konflikten, Krisen und 
Kriegen nimmt zu, und das Risiko für Fehlkalkulation 
steigt.  

Wir spüren die Folgen in Nordrhein-Westfalen unmit-
telbar – seien es die Folgen des russischen Angriffs-
krieges gegen die Ukraine, die Konflikte im Nahen 
Osten, der Gegenwind, der uns seit knapp einem 
Jahr über den Atlantik entgegenweht, oder auch die 
Systemrivalität zwischen Washington und Peking. All 
das zeigt: Wir müssen in Europa näher zusammen-
rücken. Abschottung ist jedenfalls für uns in Nord-
rhein-Westfalen aus den genannten Gründen keine 
Option.  

Deshalb wollen wir bei der Bewältigung dieser Situa-
tion auch unter weiterhin engen Haushaltsbedingun-
gen einen Anteil aus Nordrhein-Westfalen leisten. Mit 
dem Haushalt für den Bereich „Europa und Internati-
onales“ gelingt es uns, zu gestalten – auch, indem 
wir Schwerpunkte setzen.  

Die Stärkung der europäischen Integration, der Aus-
bau der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
die Unterstützung für die Ukraine und Israel, verläss-
liche Partnerschaften, fortgesetzte Entwicklung des 
UN-Standorts Bonn und die Stärkung des zivilgesell-
schaftlichen Engagements in der Entwicklungspolitik: 
Auf diese Dinge konzentrieren wir uns. Ja, wenn man 
sich konzentriert und priorisiert, bedeutet das auch, 
dass anderes nicht möglich ist. Das ist in diesen Zei-
ten nun einmal so.  

Ich werbe dafür, ehrlich zu sein. Man kann nicht in 
der ersten Lesung kritisieren, dass Schulden ge-
macht werden, um in der zweiten Lesung des Haus-
halts zu sagen, wo überall noch Geld notwendig 
wäre, um dann in der dritten Lesung wahlweise wie-
der zu kritisieren, dass Schulden gemacht werden. 
Es braucht schon eine konsistente Linie durch die 
drei Lesungen hindurch. Die kann ich, um ehrlich zu 
sein, nicht bei allen Debattenbeiträgen erkennen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wir konzentrieren uns darauf, Europa stärker zu ma-
chen. Denn Europa ist für Nordrhein-Westfalen Wirt-
schaftsraum, Sicherheitsgarant und Wertegemein-
schaft. Deshalb konzentrieren wir uns auf Pro-
gramme, die den Binnenmarkt stärken, Innovation 
beschleunigen, europäische Wettbewerbsfähigkeit 
sichern und – nicht zu vergessen – den europäischen 
Gedanken in unserer Gesellschaft festigen.  

Dafür steht auch die Initiative der Europa-Schecks. 
Sie eröffnet Menschen in ganz Nordrhein-Westfalen 
die Möglichkeit, mit kreativen Projekten und Initiati-
ven selbst aktiv zu werden. Ich sehe einen Erfolg 

darin, wenn Menschen nicht nur über die Lage in Eu-
ropa und der Welt klagen, sondern sich selbst auf-
machen, anderen jungen Menschen zu vermitteln, 
welchen Mehrwert Europa gerade für uns in Nord-
rhein-Westfalen, das im Herzen Europas liegt, aber 
auch exportorientiert ist – ich habe es gerade schon 
gesagt –, hat.  

Das muss man tun. Das darf nicht nur eine Botschaft 
der Politik sein, sondern es muss auch von einem 
breiten bürgerschaftlichen Engagement getragen 
werden. Dafür unterstützen wir mit dem Europa-
Scheck viele kreative, gute Ideen.  

Außerdem bleiben wir in der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit aktiv. Wir bauen die GrenzIn-
foPunkte ab 2026 im Gleichlauf mit unseren nieder-
ländischen Partnern deutlich aus. Hier wird täglich 
ausgezeichnete Arbeit geleistet, um Bürgerinnen und 
Bürgern auf beiden Seiten der Grenze unmittelbar zu 
helfen, wenn es um Fragen im Kontext von Ausbil-
dung, Studium, Arbeitsmarkt und anderen Dingen 
geht.  

Drittens. Wir stärken die interregionale Zusammen-
arbeit im regionalen Weimarer Dreieck mit der Woi-
wodschaft Schlesien und der Region Hautes-de-
France. Diese Partnerschaft im regionalen Weimarer 
Dreieck feiert im nächsten Jahr ihr fünfundzwanzig-
jähriges Bestehen. Wir möchten, dass das nicht nur 
ein Anlass ist, ein Format zu begehen, sondern wir 
möchten damit vor allen Dingen Konkretes tun. In 
dieser Weise pflegen wir auch die Beziehungen zu 
unseren polnischen und französischen Freunden. 
Wir wollen, dass diese Partnerschaften einen echten 
Mehrwert für die Bürger und auch für die Unterneh-
men in unserem Land haben.  

Das ist auch die Leitschnur für unser Engagement 
mit Blick auf das Vereinigte Königreich. Sie wissen, 
dass wir besondere Anstrengungen unternehmen, 
um diese besondere Beziehung zu pflegen. Das wer-
den wir auch im kommenden Jahr, im 80. Geburts-
tagsjahr von Nordrhein-Westfalen, noch einmal be-
sonders dokumentieren. Die Briten haben damals, 
wie Sie alle wissen, deutlich geholfen.  

Unsere Verantwortung endet aber nicht an den Gren-
zen Europas, sondern viele Herausforderungen lie-
gen jenseits dieser. Deshalb setzen wir auf strategi-
sche Partnerschaften. Wir konzentrieren uns – ich 
habe es gerade gesagt – auf die Ukraine und auf Is-
rael, wo aus unserer Sicht der Bedarf am größten ist, 
wo wir aber auch mit geringen, überschaubaren Mit-
teln einen echten Impact leisten.  

Gerade wurde gefragt: Was bringt das alles? – Ich 
habe kürzlich in Köln Klinikdirektoren aus unserer 
Partnerregion Dnipropetrowsk getroffen, und diese 
haben geschildert, wie unsere Unterstützung ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – die Kranken-
schwestern, die Ärzte am OP-Tisch – motiviert, weil 
sie wissen, dass sie nicht alleingelassen werden. Da 
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kann ich nur sagen: Das ist jeden Euro wert, den wir 
dort bisher investiert haben.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und Inge 
Blask [SPD]) 

Das Gleiche gilt mit Blick auf Israel. Es wurde eben 
beschrieben: Wenn Sie dort sind und sehen, wie 
junge Menschen durch unser Landesprogramm in 
der Lage sind, am Wiederaufbau der zerstörten Kib-
buzim entlang des Gazastreifens mitzuwirken, dann 
erkennen Sie, dass das tatkräftige Hilfe und mehr als 
nur warme Worte ist. Deswegen lohnt es sich auch, 
an dieser Stelle engagiert zu bleiben.  

(Beifall von der CDU und Berivan Aymaz 
[GRÜNE]) 

Ich komme zum Schluss und will sagen, dass wir na-
türlich auch bei der Weiterentwicklung des UN-
Standorts dabeibleiben. Das ist nicht unbedingt im-
mer nur mit Geld getan, sondern vor allen Dingen 
auch mit politischem Einsatz in Berlin, in Brüssel und 
insbesondere in New York verbunden.  

Wir sind außerdem mit Blick auf das Thema „Men-
schenrechte“ weiterhin mit der Woche der Men-
schenrechte engagiert, die wir auch im kommenden 
Jahr wieder durchführen wollen.  

Daran sehen Sie: Wir setzen unser Programm tat-
sächlich in die Tat um. Dafür bitte ich um Ihre Unter-
stützung. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Liminski. Der guten Ordnung halber 
und weil Sie auch darauf hingewiesen haben, dass 
Sie zum Schluss kommen, sei es mir erlaubt, darauf 
hinzuweisen, dass Sie Ihre Redezeit um 2 Minuten 
und 20 Sekunden überzogen haben. Ich sehe aber 
keine weiteren Wortmeldungen. Somit sind wir am 
Schluss der Aussprache zu Teil b) „Europa und Inter-
nationales“.  

Wir kommen zu:  

c) Sport 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion der Abgeordneten Durdu das Wort. 

Tülay Durdu*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Seit Jahren 
fährt der Sport in Nordrhein-Westfalen auf Verschleiß. 
Die Ehrenamtlichen im Vereinssport sind zusehends 
überlastet, und unsere Sport- und Schwimmstätten 
werden Jahr für Jahr maroder. Das Ergebnis kennen 
Sie: geschlossene Hallen, reduzierte Schwimm-

zeiten, Wartelisten bei Schwimmkursen und Vereine 
am Limit.  

Nun sorgen die Bundesmittel aus dem Sonderver-
mögen das erste Mal seit Jahren für echte Hoffnung. 
Aus Berlin fließen mehr als 21 Milliarden Euro für die 
Sanierung der Infrastruktur nach Nordrhein-Westfa-
len. Daraus werden in NRW gerade einmal zwei Pro-
gramme zur Förderung kommunaler Schwimm- und 
Sportstätten entstehen. Diese begrüßen wir aus-
drücklich, und wir haben das aufgrund der dramati-
schen Lage seit Jahren gefordert. Aber – das muss 
ebenso klar gesagt werden – das ist ein Erfolg der 
Bundesregierung und nicht dieser Landesregierung.  

(Beifall von der SPD) 

Jenseits dieses Geldsegens aus Berlin sieht es im 
Landesetat leider alles andere als rosig aus. Ja, dem 
Sport bleiben nach den Kürzungsrunden der vergan-
genen Jahre weitere Einschnitte erspart. Aber das 
liegt nicht an einer sportpolitischen Schwerpunktset-
zung dieser Landesregierung, sondern schlicht da-
ran, dass die FISU World University Games beendet 
sind und damit Mittel frei werden. Das ist kein sport-
politischer Erfolg, sondern schlicht die Folge des Ver-
anstaltungskalenders.  

Das ermöglicht die überfällige Einführung eines fai-
ren Trainervergütungssystems. Außerdem macht es 
den Weg für dringend benötigte Investitionen in her-
ausragende Sportstätten frei, was wiederum für die 
Olympiabewerbung unerlässlich ist.  

Gut ist, dass 9,5 Millionen Euro zur Finanzierung der 
kommunalen Ratsbürgerentscheide zur Olympiabe-
werbung bereitgestellt werden. Schlecht daran ist 
aber, dass diese Mittel ausgerechnet von den Inves-
titionen in die herausragenden Sportstätten abge-
zwackt werden. Das führt wiederum dazu, dass eine 
absurde Lage entsteht, in der Olympia mit Olympia 
im Haushalt konkurriert. Angesichts zusätzlicher 
Steuereinnahmen in Höhe von 1,9 Milliarden Euro ist 
das kaum zu verstehen.  

Vor allem aber verbessert sich mal wieder nichts für 
den Breitensport. Trotz steigender Kosten werden 
Kürzungen der vergangenen Jahre nicht zurückge-
nommen. Zum Beispiel bleibt es im Bereich „Ret-
tungsschwimmen“ bei mickrigen 38.000 Euro. Bei 
der Förderung der Übungsleiterinnen und Übungslei-
ter gibt es ebenfalls keine Verbesserung. Bei Projek-
ten der inklusiven Sportentwicklung tut sich ebenfalls 
nichts – und das, obwohl mit dem neuen Aktionsplan 
„Sport und Inklusion“ gerade hier eine Stärkung not-
wendig wäre. Das bedeutet: Der Breitensport fährt 
weiter auf Verschleiß. Das können sich Vereine, 
Kommunen und Ehrenamtliche schon lange nicht 
mehr leisten.  

Sie werden nun wieder auf die angespannte Haus-
haltslage des Landes verweisen. Aber ich sage 
Ihnen zum x-ten Mal: Schauen Sie doch alle einmal 
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in Ihre Heimatorte und gehen Sie zu Ihrem Kämme-
rer oder zu Ihrer Kämmerin. Er oder sie wird Ihnen 
erklären, was echte Haushaltsnot ist. 

(Beifall von der SPD) 

Hören Sie endlich richtig zu und seien Sie bemüht, 
positiv etwas an der Sache zu verändern. Denn sie 
oder er muss entscheiden, ob die Turnhalle saniert 
oder mit dem Geld die Schulsozialarbeit finanziert 
werden soll. Diese kommunale Haushaltsnot hat 
diese Landesregierung durch unzureichende Kom-
munalfinanzierung zu verantworten. Aber wir wissen: 
Sie lassen die Kommunen auch im nächsten Jahr 
wieder hängen.  

Kolleginnen und Kollegen, Sport ist kein Luxus. Sport 
sorgt für Teilhabe, Integration, Gesundheit und ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

– Sie dürfen gleich gerne Ihren Redebeitrag ganz in 
Ruhe vortragen und müssen da nicht rummurmeln. 

(Beifall von der SPD) 

Aber dieser Haushaltsentwurf sichert gerade einmal 
das Bestehende, nicht die Zukunft des Sports in 
Nordrhein-Westfalen. Die Landesregierung schaut 
leider wieder einmal bloß zu, statt den Sport zu ge-
stalten. Deshalb müssen wir diesen Haushalt ableh-
nen. – Ich bedanke mich bei den Zuhörerinnen und 
Zuhörern. Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Fraktion 
der CDU spricht nun der Abgeordnete Herr Nette-
koven. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Frau Kollegin, es tut weh – das kann ich 
mir gut vorstellen –, dass eine Ministerpräsidentin 
wie Hannelore Kraft dieses Land regiert hat, im Sport 
aber nichts angekommen ist. Der 06.07.2017 ist in 
Nordrhein-Westfalen eine Gratwanderung gewesen, 
denn der Ministerpräsident ist gleichzeitig Sportmi-
nister geworden und hat den Sport genau dahin ge-
hoben, wo er hingehört: an die Spitze der Staats-
kanzlei. Darauf bin ich sehr, sehr stolz. 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD: 
Oh! Ach du meine Güte!) 

Wir haben es eben gesagt: Hätten wir damals mehr 
gegeben, wäre es zu wenig gewesen. Deswegen 
muss ich Ihnen sagen: Der Landeshaushalt 2026 im 
Sport hat 123.550.500 Euro, und damit sind wir auch 
zufrieden. 

(Tülay Durdu [SPD]: Ja, Sie!) 

Dass der Ministerpräsident seit dem 06.07.2017 den 
Sport zur Chefsache gemacht und damit ein klares 
Zeichen gesetzt hat …  

(Zurufe von der SPD – Ina Besche-Krastl 
[GRÜNE]: Immer dieses Gemurmel!) 

– Das tut weh – ich glaube das –, im Sport etwas zu 
kritisieren, weil es so gut läuft. Da ist es halt schwer, 
etwas zu finden. 

(Volkan Baran [SPD]: Der zuständige Minister 
ist auch nicht da, weil es ihn interessiert!) 

– Der Ministerpräsident ist Sportminister, und als 
Redner steht der Chef der Staatskanzlei da. Ich 
denke, das ist auch ein sehr …  

(Zurufe von der SPD) 

– Wir können ja gern einmal darüber reden, wie oft 
die Ministerin damals im Sportausschuss gewesen 
ist. 

(Volkan Baran [SPD]: Vor 10 Jahren, oder 
was?) 

– Nee, die letzte, Frau Kampmann. Wie oft war Frau 
Kampmann als Sportministerin im Sportausschuss? 
Wissen Sie es? Ich weiß es: keinmal. So viel zum 
Respekt zum Sport.  

(Beifall von der CDU – Zurufe von Ina Besche-
Krastl [GRÜNE] und Volkan Baran [SPD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Bitte keine bilate-
ralen Gespräche mehr. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Ich würde die Zwi-
schenfrage des Kollegen gerne beantworten.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Okay, aber es ist 
jetzt gut. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Es tut tatsächlich 
weh, weil NRW sowohl im Breiten- als auch im Spit-
zensport spitze ist. Das zeigt nicht nur die Rekord-
zahl von 5,475 Millionen Mitgliedern in unseren 
knapp 17.300 Vereinen. Das zweitgrößte Sportereig-
nis der Welt – das haben Sie eben ein bisschen lapi-
dar erwähnt –, war in diesem Jahr zu Gast in Nord-
rhein-Westfalen war. Mit 8.500 Sportlerinnen und 
Sportlern aus 170 Ländern haben wir als Gastgeber 
eine Duftmarke gesetzt und waren ein sehr guter 
Gastgeber. 

Im Jahre 2026 finden die World Championships im 
Reitsport in Aachen statt und kehren 20 Jahre nach 
den Weltreiterspielen in eine NRW-Sportstätte zu-
rück – in den Sportpark Soers –, die weltweit hoch-
anerkannt ist.  

(Beifall von der CDU) 
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NRW ist ein Land, in dem die Bürgerinnen und Bür-
ger sportbegeistert sind. Wir wollen, dass die Olym-
pischen und Paralympischen Spiele 2036, 2040 oder 
2044 in unserem Bundesland stattfinden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Kapitel „Sport“ 
des Koalitionsvertrags für die CDU mitzuverhandeln, 
hat mich stolz gemacht. Ich bin heute stolz, dass der 
folgende Punkt Realität wird: die Einführung des Trai-
nertarifs. 3,5 Millionen Euro sind bei einem Landes-
haushalt von 112,2 Milliarden Euro eine kleine Zahl, 
aber sie hat große Wirkung. Wir stärken unsere Trai-
nerinnen und Trainer, indem wir ein einheitliches Ver-
gütungsmodell einführen; einen Tarif, der mich als 
sportpolitischer Sprecher der CDU-NRW-Landtags-
fraktion stolz macht und zeigt, dass NRW auch bei 
der Vergütung seiner Trainerinnen und Trainer spitze 
ist. 

Wir investieren in vereinseigene und kommunale 
Sportstätten und Sportstätten mit besonderem Lan-
desinteresse. Eine Sportstätte mit besonderem Lan-
desinteresse ist das Lohrheidestadion in Watten-
scheid, welches für die FISU World University Ga-
mes renoviert und erneuert wurde und nun den 
schönsten und modernsten Leichtathletikstadien 
Deutschlands gehört. 

In der Vergangenheit wurden die Weichen gestellt, 
Sport zur Chefsache gemacht und Investitionen in 
vereinseigene Sportstätten durch das Programm 
„Moderne Sportstätten 2022“ mit 300 Millionen Euro 
getätigt. 

(Beifall von der CDU – Kirsten Stich [SPD]: Wir 
haben jetzt 2025!) 

Durch den NRW-Plan erfolgen bis 2036 Investitionen 
in kommunale und vereinseigene Sportstätten mit 
600 Millionen Euro – all das in einer angespannten 
Haushaltslage. Wir investieren in die Zukunft des 
Sports, damit wir das Sportland bleiben, das wir sind: 
das Sportland Nummer eins. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, für die Fraktion der FDP spricht nun 
der Abgeordnetenkollege Herr Rasche.  

Christof Rasche*) (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Nordrhein-Westfalen ist in 
der Tat Sportland Nummer eins in Deutschland: 
17.300 Sportvereine – Platz 1 im Ländervergleich in 
Deutschland –, rund 5,5 Millionen Mitglieder – Platz 
1 in Deutschland. Das Ehrenamt leistet im Bereich 
„Sport“ jedes Jahr Arbeit im Wert von 5,4 Milliarden 
Euro – Nummer eins in Deutschland. NRW ist Hei-
mat von drei Olympiastützpunkten, vier Fußball-Bun-
desligisten und 22 Medaillengewinnern bei den letz-
ten Olympischen Spielen. Nordrhein-Westfalen kann 
Breitensport, Nordrhein-Westfalen kann Spitzen-

sport, Nordrhein-Westfalen kann Olympia; Nord-
rhein-Westfalen ist Sportland Nummer eins.  

Damit das auch in Zukunft so bleibt, hat die FDP im-
mer wieder drei Forderungen gestellt. Erstens: ein 
Sportstättenförderprogramm vergleichbar mit dem 
von Jens Nettekoven gerade genannten Programm 
„Moderne Sportstätte 2022“. Wir haben zweitens im-
mer eine finanzielle Unterstützung des Landes für die 
Olympiabewerbung gefordert, wie es in Bayern 
selbstverständlich ist. Und wir haben drittens die Ein-
führung eines fairen Trainertarifs für den Nach-
wuchsleistungssport gefordert.  

Noch im letzten Jahr haben Sie seitens der Koalition 
diese drei Anträge der FDP abgelehnt. Im Haushalts-
plan 2026 sind alle drei Punkte aufgenommen. 

(Beifall von der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalition, Sie 
können den Vorschlägen der FDP ruhig öfter folgen. 
Das ist gut für das Land Nordrhein-Westfalen und 
seine Bürgerinnen und Bürger.  

(Beifall von der FDP) 

Natürlich geht immer noch etwas mehr, beispiels-
weise in den Bereichen „Schwimmen“ und „Übungs-
leiterpauschale“. Aber insgesamt ist der Sporthaus-
halt ein guter Haushalt.  

Ein zweiter Aspekt ist mir noch wichtig. In Zeiten, in 
denen politische Ränder und Extreme unseriöse und 
weltfremde Angebote machen, ist die FDP bereit – 
wenn es inhaltlich passt –, einem Sporthaushalt zu-
zustimmen. Das war von der Systematik her nicht im-
mer so, ganz im Gegenteil. Insofern ist dieser Weg 
neu. Aber die FDP geht diesen Weg ganz bewusst.  

Herr Minister, dem gesamten Einzelplan 02 können 
wir nicht zustimmen. Dieser ist vielfältig, und nicht in 
allen Bereichen entspricht er unseren Forderungen 
und unseren Zielen. Aber der Sporthaushalt in Nord-
rhein-Westfalen hat die Zustimmung der Landtags-
fraktion der FDP. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Abgeordne-
tenkollegin Frau Besche-Krastl. 

Ina Besche-Krastl (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen der demokra-
tischen Fraktionen! NRW ist Sportland, und das ist 
weitaus mehr als ein netter Slogan. Neben den er-
folgreichen Fußball-Bundesligavereinen sind wir er-
folgreich in zahlreichen Sportarten. Wir haben rund 
17.300 Sportvereine, in denen rund eine halbe Mil-
lion Menschen ehrenamtlich tätig sind. Sie organisie-
ren Wettkämpfe, Vereinsfeste, Fahrdienste der El-
tern und Hallenbelegungen. Irgendwo dazwischen 



Landtag   26.11.2025 

Nordrhein-Westfalen 42 Plenarprotokoll 18/109 

 

organisieren sie auch den Sport für rund 5,5 Millionen 
Vereinsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.  

Wie wertvoll dieser Beitrag für unsere Gesellschaft 
und vor allem für kommende Generationen ist, lässt 
sich dabei kaum genug betonen. Der Breitensport 
und insbesondere der ehrenamtlich organisierte 
Sport schaffen Räume der Begegnung und des Zu-
sammenhalts. Er schafft vor allem Räume für Be-
geisterung und für Leidenschaft.  

Wenn wir auf kommende Generationen von Spitzen-
sportlerinnen und -sportlern schauen, die hoffentlich 
die Ehre haben werden, bei Olympia bei uns zu 
Hause für uns anzutreten, wird genau jetzt Begeiste-
rung und Leidenschaft für ihren Sport geweckt. Denn 
mit Begeisterung und Leidenschaft beginnt jede Er-
folgsgeschichte.  

Genau hier leisten auch wir unseren Beitrag – trotz 
einer angespannten Haushaltslage. Wir investieren 
mit 3,5 Millionen Euro in eine bessere finanzielle Ver-
gütung für Trainerinnen und Trainer und halten mit 
einer Übungsleiteroffensive für den Breitensport und 
einem Tarifvertrag für Trainerinnen und Trainer im 
Nachwuchsleistungssport ein zentrales Versprechen 
aus dem NRW-Koalitionsvertrag. In dieser Initiative 
sollen insbesondere die Themen „Vergütung“, „Steu-
erfragen für Übungsleiter und Übungsleiterinnen“, 
aber natürlich auch die Aus- und Weiterbildung sowie 
die Unterstützung bei der Digitalisierung vorange-
bracht werden.  

Aber auch in den Bau und in die Modernisierung von 
Sportstätten investieren wir in diesem Haushalt, und 
zwar mit rund 27 Millionen Euro.  

Was ich haushalterisch nicht verstehe, ist, wie man 
auf die Idee kommt, dass wir Olympia gegen Olympia 
rechnen, wenn das Oberkapitel „Olympia“ lautet. Da 
muss man ja allen Posten, die anstehen, gerecht 
werden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Diese Mittel dienen insbesondere der Weiterentwick-
lung des Sportstättenkonzepts, aber auch den not-
wendigen Investitionen in bedeutsame Sportstätten. 
Diese sind gezielt in breiten- und leistungssportlich 
eingesetzte Sportanlagen zu tätigen. Hier gilt nicht 
weniger, als den Ambitionen, Olympische und Para-
lympische Spiele auszutragen, gerecht zu werden.  

Gemeinsam mit den geplanten Mitteln aus dem 
NRW-Plan ergibt sich hier am Ende ein guter Ge-
samtplan für das Sportland Nordrhein-Westfalen, 
und das bei einer – ich glaube, dass man das hier 
immer wieder betonen muss – durchaus angespann-
ten haushalterischen Gesamtlage.  

Schließlich möchte ich mit Erlaubnis der Präsidentin 
die Gelegenheit nutzen, Ihnen allen schon mal ein 
gutes Jahresende zu wünschen. Denn das ist meine 

letzte Rede 2025. Nächstes Jahr komme ich mit ei-
ner NRWlerin zurück.  

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Wir wünschen 
Ihnen selbstverständlich auch alles Gute, Frau Be-
sche-Krastl. – Für die Fraktion der AfD spricht nun 
der Abgeordnete Herr Keith. 

Andreas Keith*) (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Eine von 
vielen Turnhallen irgendwo in Nordrhein-Westfalen: 
Der Putz bröckelt von den Wänden, der graue Lami-
natboden ist mit Panzerband geflickt, das alte Bitu-
mendach ist undicht und es tropft, die rostigen Du-
schen laufen nur noch kalt – und zwischen alledem 
der Muff von 70 Jahren. So sieht die Realität in vielen 
Städten Nordrhein-Westfalens aus, wo zahlreiche 
Sportanlagen noch aus den 50er-Jahren stammen. 
Nach einer Studie des Deutschen Instituts für Urba-
nistik fällt in rund 40 % der Kommunen der Sportun-
terricht aus, weil die Anlagen schlicht zu marode 
sind. 

Deutschland soll ein reiches Land sein? Wer das im-
mer noch behauptet, sollte sich vor Augen führen, 
dass unsere NRW-Kommunen mit 86 Milliarden Euro 
in der Kreide stehen. Nur um es einmal bildlich zu 
machen: Wenn die Kommunen jeden Tag eine Mil-
lion Euro sparten, würde es 236 Jahre dauern, um 
diesen Schuldenberg abzubauen. 

Da man kein Geld hat, geht der Investitionsstau auch 
im Sportbereich längst in die Milliarden. Ein trauriges 
Beispiel dafür ist das Bädersterben. Was setzt die 
Landesregierung dem entgegen? Mobile Schwimm-
container. Fünf davon touren seit zwei Jahren durch 
NRW und sollen den Mangel an Schwimmbädern 
„ausbaden“. 

Wir haben von Anfang gesagt, dass das nichts bringt, 
und heute zeigt sich: Auch damit sollte die AfD wie-
der einmal Recht behalten. Die DLRG sagt, 
Schwimmcontainer seien allenfalls für die Wasserge-
wöhnung geeignet, nicht jedoch, um das Schwim-
men zu lernen. Weiter hat sich gezeigt, dass solche 
Container organisatorisch kaum in den regulären 
Schulsport integriert werden können, weil sie nur 
Platz für sechs bis acht Kinder bieten. 

Nicht umsonst hat der rheinland-pfälzische Landtag 
das Projekt nach einer Expertenanhörung abgelehnt. 
NRW hingegen hat alleine für die Anschaffung von 
fünf Einheiten drei Millionen Euro aus dem Fenster 
geworfen – Betriebskosten nicht mit eingerechnet. 

Dieses Konzept hätte sich längst als überteuerte 
Symbolpolitik entpuppen müssen. Laut Landesregie-
rung ist es aber Grund genug dafür, auch im nächs-
ten Jahr ordentlich Geld zu verpulvern. Der Haus-
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haltsplan 2026 bestätigt das schwarz-grüne Versa-
gen schwarz auf weiß. 

Wenigstens einen kleinen Lichtblick gibt es. Die Trai-
nerförderung im Leistungssport, die die AfD immer 
wieder gefordert hat, wird nun um 3,5 Millionen Euro 
angehoben. Aber Ausnahmen bestätigen bekannt-
lich die Regel, denn in Wahrheit sind das Umvertei-
lungen innerhalb eines schrumpfenden Gesamttop-
fes, in dem echte Zukunftsinvestitionen in den Brei-
tensport fehlen. 

Wer die im Koalitionsvertrag versprochene Wieder-
auflage des Programms „Moderne Sportstätten“ 
sucht, wird dies auch 2026 vergeblich tun – und das 
trotz des milliardenschweren Sanierungsstaus bei 
unseren Sportstätten. Damit wird das Programm 
„Moderne Sportstätten 2022“ wohl endgültig zum 
Lehrstück unter der Rubrik „versprochen – gebro-
chen“. 

Kein Wunder also, dass sich auch in diesem Jahr auf 
unsere Anfrage zum Haushalt wieder das gleiche 
Muster zeigt: ausweichende Antworten. Auf konkrete 
Fragen zum Schwimmcontainer, zur Qualifizierung 
von Übungsleitern oder zur Unterstützung ehrenamt-
licher Trainer heißt es stets, man prüfe, man plane, 
man beabsichtige. Mit anderen Worten: Man tut 
nichts. 

Dabei wäre gerade da ein Handeln dringend nötig, 
denn es fehlt an Schwimmlehrern, an Übungsleitern, 
an Rettungsschwimmern – kurz: an Menschen, die 
Sport überhaupt erst möglich machen. Trotzdem ver-
zichtet die Landesregierung auf zusätzliche Mittel, 
um diesen Notstand zu beheben. 

Stattdessen werden neue Prestigeprojekte ange-
schoben. Die Bewerbung um Olympische Spiele ver-
schlingt allein in der ersten Phase 500.000 Euro – 
Geld, das im Breitensport fehlt. Dabei hätten es die 
Bürger dieses Landes verdient, dass ihr Geld in Form 
von sanierten Sporthallen und nutzbaren Schwimm-
bädern und nicht von teuren Werbebroschüren für 
Olympia und völlig sinnfreien Schwimmcontainern 
wieder bei ihnen ankommt. 

Eine AfD-Landesregierung würde im Sport gänzlich 
andere Prioritäten setzen: weg von der Imagepolitik 
und hin zu realen Verbesserungen für unsere Bürger 
und Vereine. Der Landessportplan 2026 setzt aber 
die falschen Prioritäten und verkennt die wirklichen 
Probleme im Bereich „Sport“. Daher lehnen wir ihn 
ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung spricht nun Minister und Chef der Staats-
kanzlei Herr Liminski. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Abgeordneten! Der Sport in Nordrhein-
Westfalen ist stark und soll das auch bleiben. Des-
halb setzen wir mit diesem Haushaltsplan trotz der 
angespannten Haushaltslage mit einer stabilen För-
derung im Ehrenamt, im Spitzensport und im Breiten-
sport klare Prioritäten. 

Unser Ziel ist ein vielfältiges Sportangebot für alle 
Menschen in Nordrhein-Westfalen. Ich glaube, dass 
der vorliegende Entwurf diesen Anspruch wiedergibt. 

Ein Baustein sind die Trainerinnen und Trainer im 
Nachwuchsleistungssport. Sie wollen wir funktions- 
und qualifikationsgerecht entlohnen. Das ist ein ech-
ter Standortfaktor für sportliche Exzellenz. Deswe-
gen freue ich mich, dass es hier im Hohen Haus 
fernab aller üblichen Muster Anerkennung findet, 
dass wir das mit zusätzlichen Mitteln in Höhe von 3,5 
Millionen Euro fördern werden. 

In Nordrhein-Westfalen stehen in den nächsten Wo-
chen und Monaten wieder einige Sportgroßveran-
staltungen an, die Zehntausende Menschen zusam-
menbringen werden. Heute etwa startet die Hand-
ballweltmeisterschaft der Frauen. Ende Januar mes-
sen sich dann Weltklassesportlerinnen und -sportler 
beim Leichtathletik-Meeting hier in Düsseldorf. 

Das zeigt einmal mehr: Keine andere Region in 
Deutschland hat eine solche Erfahrung mit der 
Durchführung von großen Sportevents, wie wir in 
Nordrhein-Westfalen. Keine andere Region in 
Deutschland verfügt über eine solche Anzahl heraus-
ragender Sportstätten. Keine andere Region in 
Deutschland ist so sportbegeistert. Deshalb gehören 
Olympische und Paralympische Spiele auch nach 
Nordrhein-Westfalen. Wir werden den Athletinnen 
und Athleten die größte Bühne für den größten Mo-
ment bieten – mit sensationellen Zuschauerzahlen 
auch für solche Sportarten, die sonst nicht die gleiche 
Aufmerksamkeit bekommen. 

Olympia in Deutschland erfolgreich zu machen, ist 
ein zentrales sportpolitisches Ziel der Landesregie-
rung. Daher stellen wir natürlich auch die nötigen Mit-
tel für den laufenden innerdeutschen Bewerbungs-
prozess zur Verfügung. 

Gerade läuft die zweite Phase, die Bürgerbeteili-
gung. Dafür werden in den unmittelbar beteiligten 
Kommunen bald Ratsbürgerentscheide stattfinden. 
Sie sind eine herzliche Einladung an die Bürgerinnen 
und Bürger, sich zu informieren und eigenen Wün-
schen im Zusammenhang mit der Bewerbung Aus-
druck zu verleihen. Da findet also genau das statt, 
was sonst von diesem Pult aus häufig beschworen 
wird, nämlich nicht irgendeine ferne Veranstaltung 
für irgendwelche Eliten, sondern eine wirkliche 
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Bürgernähe. Die Chance, darüber jetzt zu sprechen, 
besteht.  

Deshalb ist es unserem Sportminister, dem Minister-
präsidenten Hendrik Wüst, auch sehr wichtig, dass 
wir uns an den Kosten für die Durchführung dieser 
Ratsbürgerentscheide beteiligen. Wir werden mit Zu-
schüssen bis zu 85 % der Ausgaben begleichen. Da-
für sehen wir Mittel in Höhe von 9,5 Millionen Euro 
vor. Daran sehen Sie, dass wir es mit der Bürgerbe-
teiligung ernst meinen. 

Darüber hinaus stellen wir zusätzliche Mittel in Höhe 
von 17,8 Millionen Euro für vorbereitende, kurzfristig 
wirksame Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Bewerbung und Investitionen in den Sportstandort 
zur Verfügung. 

Unsere Bewerbung ist so angelegt, dass sie ganz 
gleich, wie es am Ende ausgeht, auf jeden Fall einen 
Mehrwert für die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
begründet. Dazu zählen die Weiterentwicklung des 
aktuellen Sportstättenkonzepts sowie die Vorberei-
tung von Infrastrukturmaßnahmen, die ohnehin sinn-
voll sind und den Sport vor Ort stärken – in der Breite, 
aber auch in der Spitze. 

Wir werden aber ganz bewusst neben den Dingen, 
die wir für Trainer im Bereich „Leistungssport“ tun, 
auch im Bereich „Breitensport“ etwas tun – mit Blick 
auf die in der Tat wichtigen Personen, die den Sport 
erst möglich machen. Mit der Übungsleitungsoffen-
sive wollen wir den Erwerb von Lizenzen und Quali-
fizierungen mit Zuschüssen von bis zu 500 Euro je 
Ausbildung unterstützen. Das zeigt, dass wir erkannt 
haben, dass es diese Vorbilder braucht, dass es 
diese führenden Persönlichkeiten braucht, sowohl im 
Spitzensport als auch im Breitensport, und setzen an 
dieser Stelle ganz gezielt an. 

Wir sind überzeugt: Sport ist Bildung, Integration, Ge-
sundheit und Lebensfreude. Dieser Haushalt schützt 
und stärkt den Sport in der Breite wie in der Spitze. 
Werben Sie daher nicht nur für Olympia; ich will 
gerne auch für diesen Haushalt werben. Im Übrigen 
will ich ganz herzlich dafür danken, dass die FDP dif-
ferenziert und sich in dieser Einzelplanberatung zu-
mindest dem Sporthaushalt anschließen kann. – 
Danke schön. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. 

Wir kommen nun zur Aussprache zu: 

d) Medien 

Für die Fraktion der SPD spricht die Abgeordneten-
kollegin Frau Blumenthal. 

Ina Blumenthal (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Auf dem Papier – das 
muss man so festhalten – ist dieser Medienhaushalt 
kein Riese. Er ist nicht der dickste Einzelplan, und er 
glänzt leider auch nicht mit Milliardenbeträgen. Aber 
für mich – das will ich an dieser Stelle ganz deutlich 
sagen – ist er einer der wichtigsten Haushalte, die wir 
hier beschließen. Ich sage es so deutlich, wie ich es 
empfinde: Im Medienbereich und nirgendwo sonst 
wird sich entscheiden, wie stabil unsere Demokratie 
in den nächsten Jahren ist. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn man Ihnen zuhört, Herr Minister Liminski, 
klingt die Bilanz für Nordrhein-Westfalen sehr beein-
druckend: NRW das Games-Land Nummer eins, 
NRW führender Medienstandort, NRW vorne bei der 
Digitalisierung. Das ist das Bild, das Sie sehr gerne 
zeichnen. Aber wenn ich dann mit diesem Haushalts-
entwurf am Schreibtisch sitze, sehe ich die Zahlen 
und das Bild, das sich daraus ergibt. Das passt ein-
fach nicht zu Ihren großen Worten. 

Beim Thema „Games“ zum Beispiel erklären Sie 
NRW zum Spitzenstandort, während das Branchen-
barometer des Verbandes der deutschen Games-
Branche Bayern als das beste deutsche Games-
Land ausweist. 

Schleswig-Holstein – das gehört leider auch zur 
Wahrheit dazu – baut gerade ein eigenes Landes-
zentrum für E-Sport auf, während wir hier in NRW 
deutlich hinterherlaufen. 

Bei der Landesanstalt für Medien arbeiten rund 120 
Menschen. Sie haben eine Rechtsabteilung in der 
Staatskanzlei. Herr Minister, das sind diejenigen, die 
im Zweifel den großen Plattformkonzernen gegen-
überstehen, die mit Algorithmen Milliarden verdienen 
und unsere Debattenräume prägen. 

Wer glaubt denn ernsthaft, dass das ausreicht? Wir 
reden in diesen Tagen viel über Sicherheit. Wir reden 
über innere Sicherheit, über äußere Sicherheit, über 
Verteidigung. Aber die Wahrheit ist: Es gibt auch eine 
demokratische Sicherheit. Diese entscheidet sich in 
unseren digitalen Öffentlichkeiten – in Kommentar-
spalten, in Messenger-Gruppen, in kurzen Clips, die 
Millionen von Menschen sehen, bevor auch nur eine 
einzige Zeitung morgens früh im Briefkasten liegt. 
Dort sind wir angreifbar – durch gezielte Desinforma-
tion, durch Kampagnen, die Zweifel säen, durch In-
halte, die Hass normalisieren und Institutionen lä-
cherlich machen. Gleichzeitig schließen Lokalredak-
tionen und wird im Lokalfunk nicht zuletzt auch durch 
Ihre Initiative gespart, bis es quietscht. 

Das ist die Mischung, in der unsere Demokratie zur-
zeit steht. Vor diesem Hintergrund glaube ich Ihnen 
einfach nicht, dass dieser Medienhaushalt das Maxi-
mum dessen ist, was in einem Land wie Nordrhein-
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Westfalen möglich ist. Ich sehe nicht „kein Geld“; ich 
sehe fehlende Priorität. 

Ein Beispiel ist die Medienkompetenz. Das klingt im-
mer nach einem netten Schulprojekt, nach einem 
Workshop, nach einem Plakat, nach einem Klassen-
raum. Aber Medienkompetenz ist in Wahrheit etwas 
ganz anderes. Medienkompetenz ist der Schutz-
schild der Bürgerinnen und Bürger gegen Manipula-
tion. 

(Beifall von der SPD) 

Ich komme aus einer Region, in der Lokalzeitung und 
Lokalradio über Jahre hinweg den Alltag begleitet ha-
ben. Wenn dieses Angebot verschwindet, dann pas-
siert etwas mit einer Region. Es wird stiller. Es wird 
auch unübersichtlicher. Es wird anfälliger für Ge-
rüchte und gezielte Stimmungsmachen. 

Sie haben den Anstoß gegeben, den Lokalfunk um-
zubauen. Dabei haben Sie auf Wirtschaftlichkeit ge-
setzt. Ich verstehe dieses betriebswirtschaftliche Ar-
gument. Aber journalistische Qualität – Zeit für Re-
cherche, Präsenz vor Ort – entsteht nicht aus dem 
Nichts. Sie braucht Ressourcen, und sie braucht vor 
allem Menschen, die dafür bezahlt werden. Wenn wir 
das einfach dem Markt überlassen, dann überlassen 
wir ein Stück demokratischer Kontrolle dem Zufall. 
Das darf nicht sein. 

Ich will Ihnen heute nicht nur sagen, was ich kritisiere, 
sondern auch sagen, was ich mir wünsche. Ich wün-
sche mir einen Medienhaushalt, der anerkennt, dass 
es hier um Infrastruktur der Demokratie geht. Dieser 
Medienhaushalt ist nicht genug. Er ist nicht genug, 
um die wachsende Wucht, die wirkliche Wucht von 
Desinformation aufzufangen. Er ist nicht genug, um 
Lücken zu schließen, die der Rückzug des Lokaljour-
nalismus reißt. Er ist nicht genug, um Kindern und 
Erwachsenen das Rüstzeug zu geben, das sie in die-
ser digitalen Welt brauchen. Und ich sage das nicht, 
weil ich gerne dagegen bin. 

(Vizepräsident Christof Rasche hat den Vor-
sitz übernommen.) 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Zu-
kunft unserer Demokratie wird im Bereich der Medien 
entschieden werden. Für genau diesen Bereich sind 
wir hier heute zuständig – mit diesem Haushalt an 
dieser Stelle. Und wir als Opposition sagen: So, wie 
er vorliegt, ist er nicht genug. Wir werden ihm deswe-
gen nicht zustimmen. – Bleiben Sie informiert! 

(Beifall von der SPD)  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank für die 
freundliche Ansprache. 

(Heiterkeit von der FDP – Ina Blumenthal 
[SPD]: Oh, Entschuldigung!) 

Für die Fraktion der CDU hat nun die Kollegin Andrea 
Stullich das Wort. 

Andrea Stullich (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Gesamt-
haushalt für 2026 steht bekanntlich auf insgesamt 
drei Säulen: investieren, konsolidieren, priorisieren.  

Investieren heißt, Zukunft mit moderner Infrastruktur, 
neuen Technologien und einer klimafreundlichen In-
dustrie zu gestalten. Konsolidieren bedeutet, das 
Land finanziell stabil zu halten. Priorisieren heißt, klar 
zu sagen, was uns wichtig ist: Bildung, Sicherheit und 
der Wandel zur klimaneutralen Industrieregion. Das 
ist eine gemeinsame, solidarische Kraftanstrengung 
aller Ressorts. Auch der Medienhaushalt leistet dazu 
seinen Beitrag, und das ist auch gut so. Er ist zwar 
mit 35 Millionen Euro ein vergleichsweise sehr klei-
ner Haushalt, aber er drückt Solidarität mit den gro-
ßen Zukunftsaufgaben unseres Landes aus.  

Wir sparen, um die zentralen Schwerpunkte Nord-
rhein-Westfalens besser ausstatten zu können. 
Gleichzeitig gilt: Unsere medienpolitischen Prioritä-
ten verfolgen wir mit Nachdruck weiter. Dafür ver-
schafft uns die aktuelle Steuerschätzung ein wenig 
mehr Luft. Die ursprünglich geplanten Einsparungen 
in Höhe von 1,86 Millionen Euro verringern sich um 
600.000 Euro. Diese Entlastung fließt vollständig in 
die Film- und Medienstiftung NRW. Dort wiederum 
verringern sich die geplanten Kürzungen auf 950.000 
Euro. Das ist kein Grund zum Jubel, aber ein deutli-
ches Zeichen: Die Film- und Medienstiftung NRW 
bleibt stark. Wir halten Kurs. Das Land bleibt größter 
Förderer und sichert Stabilität.  

Seit 2017 haben wir den Medienetat trotz aller Spar-
zwänge im vergangenen und in diesem Jahr insge-
samt um mehr als 57 % erhöht. Das ist unterm Strich 
ein starkes Signal für den Medienstandort NRW und 
vor allem für die Film- und Medienstiftung, die davon 
am meisten profitiert hat. So konnte sie sich zu einer 
der wichtigsten Förderagenturen in Deutschland ent-
wickeln.  

Die Kürzungen im letzten und in diesem Jahr waren 
aber trotzdem unvermeidbar. In diesen Zeiten ist lei-
der nicht alles, was wünschenswert ist, auch finan-
zierbar. Umso wichtiger ist mir zu betonen, dass die 
Kürzungen selbstverständlich keine strategische 
Neubewertung darstellen. Die Film- und Medienstif-
tung NRW spielt weiterhin eine immens wichtige 
Rolle für unseren Medienstandort Nordrhein-Westfa-
len und für die Filmförderung.  

Stabil bleiben auch unsere Projekte, mit denen Me-
dienkompetenz gefördert wird: 920.000 Euro für den 
#Digital.Check.NRW, den Aktionsplan gegen Desin-
formation und neue Projekte, zum Beispiel im Be-
reich „Serious Games“. Denn Medienkompetenz ist 
heute demokratische Grundbildung. Auch die Förde-
rung von Journalismus und Games bleibt verlässlich. 
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Mit dem Bonn Institute, dem Grimme-Institut oder der 
gamescom sichern wir Institutionen, die den Medien-
standort NRW prägen und bundesweit Strahlkraft ha-
ben. 

Trotz der Einsparungen bleibt der Medienstandort 
NRW selbstverständlich weithin sichtbar und stark. 
Branchentreffen, Festivals, Vernetzungsformate – all 
das läuft auch ohne Aufwuchs weiter. Unsere 
Schwerpunkte bleiben klar. Wir sparen nicht mit dem 
Rasenmäher, sondern gezielt, um zentrale Projekte 
zu schützen. 

Nordrhein-Westfalen bleibt bei seiner umsichtigen, 
vielfältigen und verlässlichen Medienpolitik, gerade 
auch in Zeiten, in denen jeder Euro zählt. Wer dabei 
nur Kürzungen sieht, übersieht die Richtung, in die 
wir gehen. Wir sparen mit Augenmaß. Der Medien-
haushalt 2026 zeigt, dass Verantwortung und Gestal-
tung sich nicht gegenseitig ausschließen.  

Wichtige Projekte haben sich bewährt: die Filmförde-
rung, der Aktionsplan gegen Desinformation, die Me-
dienkompetenzförderung oder das Bonn Institute, 
um nur einige zu nennen. Auch wenn der Haushalt 
insgesamt wenig finanziellen Spielraum hat, werden 
wir den Medienstandort NRW auch 2026 so erfolg-
reich weiterentwickeln, wie wir es 2017 begonnen 
haben, und zwar verlässlich, planbar und mit Raum 
für neue Entwicklungen. Die Änderungsanträge sind 
dafür zum jetzigen Zeitpunkt nicht erforderlich. 

Wir investieren, wo Zukunft entsteht, konsolidieren, 
wo es notwendig ist, und priorisieren, wo die Wirkung 
zählt. Der Medienhaushalt 2026 ist ein Haushalt der 
Vernunft und der Verantwortung. Das halte ich für 
richtig. Deshalb bitten wir als CDU-Fraktion um Ihre 
Zustimmung.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Als 
nächster Redner kommt jetzt Thomas Nückel für die 
Fraktion der FDP ans Rednerpult. Wir alle können 
uns an viele seiner Reden erinnern. Aber das ist die 
erste in dieser Legislatur. Viel Spaß! 

Thomas Nückel*) (FDP): Vielen Dank. – Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mir wurde soeben schon eine Zwischenfrage 
angedroht.  

(Lachen von Hendrik Schmitz [CDU]) 

„Meine zweite Jungfernrede“? Ich weiß nicht, wie 
man es nennen will.  

Wir erleben im Medienbereich im Moment eine 
Phase der relativen Stabilität. Die großen Zeitungs-
verlage in NRW haben zum Teil wieder Mut gefasst. 
Funke bemüht sich digital, journalistisch um Dort-

mund und Wuppertal. DuMont ist auf Wachstums-
kurs und WDR-Chefredakteur Stefan Brandenburg 
gibt sich in der Süddeutschen Zeitung selbstkritisch: 
Es mangele an Perspektivenvielfalt.  

Hoffen wir, dass es nicht nur Gedanken in der Ruhe 
vor dem Sturm sind, denn wie es wirtschaftlich wei-
tergeht, ist für alle, die nicht von Gebühren leben, kei-
neswegs sicher. Das lehrt schon der Blick auf die ak-
tuellen Zahlen bei den privaten Fernsehsendern.  

Womit wir beim Thema „Geld“ wären: Auf den ersten 
Biss schmeckt mir das Tortenstückchen Medien-
haushalt. Es wächst leicht, es ist ein bisschen Puder-
zucker dabei, aber dann kommt auch schon rasch 
ein Schluckauf. Es hat mich etwas erstaunt, dass die 
Unterstützung beispielsweise des Bonn Institutes 
von einer Projektförderung auf eine institutionelle 
Förderung umgestellt wird und sich das Land damit 
langfristig bindet. Das Bonn-Institute steht für kon-
struktiven Journalismus. Das ist auf den ersten Blick 
erst einmal schön und klingt gut. Konstruktiv wollen 
wir alle sein. Ist es nicht schön, dass es Journalisten 
gibt, die nicht nur kritisieren, sondern für eine bes-
sere Welt streiten?  

Ja, und da fangen die Probleme dann auch schon an. 
Der wohlklingende Begriff „konstruktiver Journalis-
mus“ ist in zu vielen Fällen ein Wort für aktivistischen 
Journalismus geworden. Angesichts der Medien-
landschaft vor allem im öffentlich-rechtlichen Bereich 
geht es dieser Form des Journalismus eigentlich 
blendend. Sie wächst und gedeiht. Warum das Land 
dann noch Geld der Bürger dafür ausgeben will, lässt 
sich vielleicht durch das Wort „Grün“ in Schwarz-
Grün erklären. Aber das nutzt den Mediennutzern 
nichts. 

Während die Energiewende die Deindustrialisierung 
vorantreibt und viele sich gar nicht mehr erinnern 
können, was Wirtschaftswachstum eigentlich ist, 
werden mit Steuermitteln auf dem vom Bonn Institute 
veranstalteten b° future festival Seminare zu The-
men wie „Making Solutions Climate Journalism 
Work“, und dem Querschnittsthema „Klima als jour-
nalistische Chance“ usw. abgehalten. Ich sehe mich 
zwar nicht als Prophet, aber ich glaube, die Nach-
frage der Leser nach diesem Klimajournalismus neigt 
sich ein bisschen dem Ende zu. Vielleicht wäre das 
ein Grund gewesen, da Geld zu sparen. 

(Beifall von der FDP) 

Womit wir beim nächsten Punkt sind, nämlich den 
285.000 Euro, die die Landesregierung im kommen-
den Jahr für den Umgang mit Kommunikationsstra-
tegien zur Bekämpfung von Desinformation – viel-
leicht aus dem Ausland, aber auch von intern – sozu-
sagen als Stärkung für die Demokratieresilienz aus-
geben wird. Auch hier wieder beeindruckend große, 
luftige Worte. Doch immer, wenn Begriffe so groß 
und aufgeblasen daherkommen, ist auch Vorsicht 
geboten. Natürlich gibt es Desinformation. Als 



Landtag   26.11.2025 

Nordrhein-Westfalen 47 Plenarprotokoll 18/109 

 

Jürgen Trittin sagte, die Energiewende werde die 
Bürger nicht mehr als den Preis einer Kugel Eis im 
Monat kosten, war das vielleicht schon Desinforma-
tion. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Wer damals geschrieben hat, dass das Arbeitsplätze 
kosten wird, und wer nicht an die grüne Sache der 
Weltenrettung geglaubt hat, wurde damals gebrand-
markt – und heute auch noch. 

Ich glaube, wenn wir ehrlich sind, haben viele Stellen 
das Gefühl dafür verloren, dass es auch überspitzte 
Kritik geben muss. Auch sie ist für die Demokratie 
wichtig. Was manchmal „Desinformation“ genannt 
wird … Tja, es geht leider nicht nur um Fakten, son-
dern manchmal auch um vermeintliche Fakten, die 
Teil des in dem Moment angesagten Narrativs sind. 
Da gerät jetzt selbst der Bundesrechnungshof in die 
Schusslinie – völlig unschuldig. Er hat die Wasser-
stoffstrategie aus Berlin als Unsinn gebrandmarkt. 
Da merkt man schon, dass viele in NRW das gleich 
als Ketzerei ansehen. 

Wir schlagen vor, diese 285.000 Euro für etwas Bes-
seres auszugeben: die Stärkung der Medienkompe-
tenz. KI definiert Medienkompetenz gerade rasend 
schnell. Wir müssen da vor allem junge Menschen 
stärken, denn die sind, wenn sie wissen, wie Medien 
arbeiten und ein Bewusstsein dafür entwickeln, dass 
nicht alles, was sie hören, sehen und lesen, die 
Wahrheit oder auch nur ein Teil der Wahrheit ist, 
glaube ich, am besten in der Lage herauszufinden, 
ob sie getäuscht werden. Und dann brauchen sie, 
glaube ich, auch keine Oberlehrer, die ihnen sagen, 
was sie glauben sollen oder nicht. 

(Beifall von der FDP) 

Kurzum: Schwarz-Grün hätte die Haushaltslage zum 
Anlass nehmen können, vielleicht ein paar dieser – 
ich nenne es mal so – verfilzten Zöpfe abzuschnei-
den, die ich gerade nannte, und durch Sinnvolles zu 
ersetzen. Knappe Mittel sind ja kein Fluch. Sie sind 
immer auch die Möglichkeit, die Finger von Unsinn 
zu lassen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun die Kollegin Anja von 
Marenholtz das Wort. Bitte sehr. 

Anja von Marenholtz (GRÜNE): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen der demokratischen Frak-
tionen! Zum Medienhaushalt hat Frau Blumenthal 
eben eingeführt; wir hatten ungefähr die gleiche Idee, 
aber ich möchte es noch einmal verstärken: Er ist 
nämlich im ersten Augenblick nicht das aufregendste 
Kapitel unserer parlamentarischen Arbeit, aber ge-
rade dieser Teil unseres Haushaltes ist von großer 

Relevanz für unsere Demokratie und den Zusam-
menhalt in der Gesellschaft. 

Hinter den Positionen steht die Frage, wie wir Infor-
mationsfreiheit sichern, wie wir Medienvielfalt ermög-
lichen und wie wir die digitale Öffentlichkeit stärken. 
Es geht um die Bedingungen, unter denen eine infor-
mierte, kritische und unabhängige Öffentlichkeit 
überhaupt existieren kann. Deshalb verdient dieser 
Haushalt mehr Aufmerksamkeit als sein nüchternes 
Äußeres vermuten lässt. 

Der aktuellen Haushaltslage geschuldet stehen aber 
leider auch im Medienbereich Kürzungen bevor. Es 
stimmt, dass die Film- und Medienstiftung den Lö-
wenanteil der nötigen Einsparungen stemmt. Dass 
diese durch die neuen Entwicklungen aber deutlich 
niedriger ausfallen als erwartet, freut uns sehr. 

Die Film- und Medienstiftung ist deutschlandweit 
eine der wichtigsten Institutionen in der Film- und 
Gamingförderung. Wir sind zuversichtlich, dass der 
vorliegende Haushalt die Arbeit der Stiftung nicht 
maßgeblich erschweren wird. Wir wissen, dass sich 
der Medienstandort NRW auch weiterhin auf ihre 
gute Arbeit verlassen kann. 

Die Kürzungen bei der Film- und Medienstiftung zu 
streichen, wie von der SPD gefordert, ist leider reali-
tätsfern, und das wissen Sie. Ansonsten hätten Sie 
einen Gegenfinanzierungsvorschlag gemacht. 

Gleichlautend verhält es sich leider auch bei dem 
Aufwuchs zur Förderung des Medienstandortes 
NRW. Die Landesregierung hat sich für eine Förde-
rung von E-Sports ausgesprochen und wird dieses 
Versprechen auch halten. 

Es ist uns ein besonderes Anliegen, Haushaltspos-
ten wie die Medienkompetenzförderung von sämtli-
chen Kürzungen auszunehmen. Die schwarz-grüne 
Landesregierung hat diesen Posten geschaffen, um 
den besonderen medialen Herausforderungen unse-
rer Zeit begegnen zu können, denn gezielte Desin-
formationskampagnen sind schon länger trauriger 
Teil unseres Alltags geworden. Deshalb ist umso 
wichtiger, dass wir eine medial wehrhafte Bevölke-
rung fördern, um unsere Demokratie vor Angriffen zu 
schützen. Medienkompetenzförderung muss in der 
gesamten Breite des Alltags abgerufen werden kön-
nen. 

Die Fraktion der FDP beantragt Änderungen am 
Haushalt bei der Finanzierung zur Bekämpfung von 
Desinformation. Die FDP möchte diese Mittel strei-
chen und diesen Betrag der Medienkompetenzförde-
rung zufließen lassen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Genau!) 

– Das wissen wir; das haben wir gerade noch einmal 
sehr eindeutig gehört. Aber meine persönliche Ein-
schätzung ist, dass Sie diesen Antrag begründen, 
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wie ich es persönlich eher von den hier im Saal sit-
zenden Rechtspopulisten vermuten würde. 

(Beifall von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

Desinformation ist nämlich keine Frage von Meinung, 
sondern eine Frage von Fakten und schädlicher In-
tention. Da liegt der große Unterschied.  

Der vorliegende Haushaltsentwurf zum Fachbereich 
Medien bildet eine solide Grundlage für Nordrhein-
Westfalen. Die Strukturen im Medienbereich werden 
sich weiterhin auf Stabilität verlassen können. Wir 
werben um Zustimmung zu diesem Antrag. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat jetzt Herr Tritschler das 
Wort. Bitte sehr. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Letzte Wo-
che hat die sogenannte Spitzenorganisation der 
Filmwirtschaft in Deutschland, das SPIO, Heinz Rüh-
mann, einem der beliebtesten deutschen Filmschau-
spieler aller Zeiten, posthum die Ehrenmedaille aber-
kannt. Er sei, wie es in der Begründung heißt, NS-
konform gewesen und damit des Preises nicht mehr 
würdig. Aber vielleicht ist ja auch die deutsche Film-
wirtschaft, diese traurige von Steuergeld abhängige 
und endlos austauschbare, zeitgeistig schrottprodu-
zierende Industrie eines Heinz Rühmann nicht mehr 
würdig.  

Dass ausgerechnet diese Filmwirtschaft, die sich 
längst nicht mehr an Zuschauern oder an qualitativ 
künstlerischen Maßstäben, sondern an ihren wahren 
Herren, den Förderbürokraten und Medienpolitikern 
orientiert, einem Heinz Rühmann Anpassung an ein 
Regime vorwirft, entbehrt jedenfalls nicht einer ge-
wissen Ironie.  

Jedenfalls produziert diese Industrie längst nichts 
mehr, was irgendwer auf der Welt unbedingt sehen 
will. Und selbst in Deutschland ist der Erfolg sehr 
überschaubar. Macht ja auch nichts, denn das Geld 
aus allerlei Förderbürokratien, wie etwa der Film- und 
Medienstiftung NRW, der wir ja gleich auch wieder 
etwas Geld zuschieben werden, fließt ja trotzdem.  

Worauf es heute beim deutschen Film ankommt, zei-
gen zum Beispiel die sogenannten ökologischen 
Standards, die seit Anfang dieses Monats für Filme 
mit NRW-Förderung gelten. Ein paar Beispiele.  

Für jede Produktion muss ein sogenannter Green 
Consultant beschäftigt werden. Produktionsstätten 
müssen mit zertifiziertem Ökostrom betrieben wer-
den. Weiter heißt es: Sofern in einer Woche drei oder 
mehr Drehtage stattfinden und ein externes, sepa-

rates Catering eingesetzt wird, muss mindestens an 
einem Tag dieser Woche das Essensangebot rein 
vegetarisch oder vegan sein. Sonst gibt es keine För-
dermittel. Die Trennung des entstehenden Mülls 
muss an jeder Produktionsstätte, in allen Studios und 
in sämtlichen genutzten Büros mindestens in den Ka-
tegorien Papier, Glas, Plastik, Gelber Sack, Metall, 
Biomüll und Holz erfolgen. Aber hier mein absoluter 
Favorit: Falls Papier eingesetzt wird, muss Recyc-
lingpapier mit einem Altfaseranteil von mindestens 
90 % genutzt werden. Dies gilt für sämtliche Ver-
brauchsformen – in Klammern –: Kopierpapier, Toi-
lettenpapier, Küchenpapier, Umschläge, Papier-
handtücher etc. 

Ich weiß nicht, welches Toilettenpapier die Granden 
der Filmgeschichte favorisiert haben, aber es ist of-
fensichtlich, warum der deutsche Film inzwischen ist, 
wie er ist: grottenschlecht, aber wenigstens klima-
freundlich.  

Es geht auch längst nicht mehr darum, Filmkultur zu 
fördern. Es geht darum, eine Ideologie zu verbreiten. 
Als kleines Dankeschön darf der Medienpolitiker, der 
über die Fördertöpfe verfügt, einmal im Jahr bei der 
Berlinale auf dem roten Teppich ein paar Selfies mit 
der deutschen Film-B-Prominenz machen.  

(Hendrik Schmitz [CDU]: Da ist aber einer nei-
disch!)) 

So haben alle was davon, außer natürlich die Zu-
schauer.  

Auch sonst findet sich im vorliegenden Medienhaus-
halt kaum etwas, was zustimmungsfähig wäre. Etwa 
Ihr Baby, das Bonn Institute für sogenannten kon-
struktiven Journalismus soll gefördert werden. Was 
ich damit meine, verrät ein Blick auf die Publikationen 
dieses Instituts. Es gibt schöne Broschüren heraus, 
etwa zehn Tipps für besseren Klimajournalismus. 
Konstruktiver Journalismus ist für Sie – wie könnte 
man das auch anders erwarten, meine Damen und 
Herren – Journalismus in Ihrem Interesse oder, wie 
man früher gesagt hätte, Hofberichterstattung. Letz-
tere vermissen Sie ja – wir haben es gerade in der 
Debatte gehört – im Zeitalter eines freien Informati-
onsflusses im Internet allzu sehnlichst. Schließlich 
stellt der genau Ihre Macht infrage. 

Der Staat hat nicht zu entscheiden, was ein guter 
Film ist, und der Staat hat auch nicht zu entscheiden, 
was guter Journalismus ist. Das gilt im Besonderen 
für Sie, meine Damen und Herren, aber es gilt auch 
für jeden anderen, der hier jemals regiert hat oder je-
mals regieren wird.  

Ihr Medienhaushalt dagegen ist ein Ausdruck von 
Misstrauen gegen die eigene Bevölkerung, von Grö-
ßenwahn und von Paternalismus. Wir lehnen ihn 
selbstverständlich ab.  

Allen, jetzt zuhören oder zuschauen, kann ich für die 
Weihnachtszeit noch einen Filmtipp mitgeben. Die 
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Feuerzangenbowle mit Heinz Rühmann – weder 
gendergerecht noch klimaneutral. Und das merkt 
man auch. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Unter diesem Ta-
gesordnungspunkt hat jetzt für die Landesregierung 
zum vierten Male der CdS, Minister Liminski, das 
Wort. Bitte sehr. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordneten! 
Medienpolitik erschöpft sich bekanntermaßen nicht 
in Haushaltsansätzen, sondern ebenso wichtig sind 
die Fortschritte in der Medienregulierung. Drei Medi-
enstaatsverträge liegen aktuell noch zur Beratung 
hier im Landtag, zwei weitere sind in Vorbereitung. 
Das zeigt die Dynamik in diesem Bereich, die man 
auch allenthalben spüren kann.  

Wir erleben den Konflikt Europäische Union versus 
USA bei Dingen wie dem Digital Services Act und 
dem Digital Markets Act. Wir erleben die Debatte 
über Social Media Verbote oder Regulierung. Wir er-
leben die wachsende Wucht von Desinformation. Für 
uns als Landesregierung ist klar: Wir wollen erstens 
keine faulen Kompromisse bei europäischen Grund-
werten, wir wollen zum anderen aber auch keinen 
Glauben an Pauschalverbote, sondern wir wollen 
kluge Regulierung und breite Medienkompetenz.  

Mit konkretem Blick auf den Haushalt heißt das, dass 
wir trotz enormer Konsolidierungsnotwendigkeiten 
im Medienhaushalt de facto unter dem Strich nur et-
was mehr als eine Million Euro einsparen. Wir si-
chern damit Spielräume für neue Initiativen, wichtige 
Strukturen und Institutionen, zentrale Maßnahmen 
bei der Medienkompetenzförderung, aber eben auch 
die Unterstützung für Vernetzungsformate einer 
wichtigen Branche in unserem Land.  

Trotz schwieriger Haushaltslage wird an der Medien-
kompetenzförderung nicht gespart. Wir glauben 
auch, dass das ein falsches Signal wäre. Die Summe 
der Mittel, die hierfür zur Verfügung steht, bleibt stabil 
auf dem Niveau des Vorjahres bei knapp einer Million 
Euro.  

Der #DigitalCheckNRW, den mancher hier so abtut, 
ist mittlerweile messbar erfolgreich. Gab es 2024 
noch insgesamt 540.000 Seitenbesuche, so waren 
es von Januar bis August dieses Jahres bereits 1,3 
Millionen Seitenaufrufe – mehr als das Doppelte. Das 
hängt damit zusammen, dass offenkundig immer 
mehr Menschen das Thema „Medienkompetenz“ für 
sich persönlich als relevant erachten. Es ist gut, dass 
wir als Land an dieser Stelle ein Angebot machen, 
das niedrigschwellig ist, das man individuell, einfach 

aufsuchen kann, um seine eigenen Stärken und 
Schwächen im Bereich der Medienkompetenz zu 
testen und dann auch Hilfsangebote aufgezeigt zu 
bekommen. 

Wir nehmen das Thema „Desinformation“ ernst. Des-
wegen haben wir unseren Aktionsplan gegen Desin-
formation mit Geld, mit Maßnahmen, mit konkreten 
Projekten unterlegt. Denn wir wissen, dass es nicht 
damit getan ist, Desinformationen zu verurteilen, 
sondern wir müssen auch in der Lage sein, sie zu er-
kennen, zu identifizieren, zu detektieren und dann 
auch zu konterkarieren. Deswegen ist es wichtig, 
dass wir alle, das heißt Unternehmen, Wissenschaft, 
breite Gesellschaft, dieses Problem ernst nehmen 
und dann auch angehen. 

Wir schaffen dafür Lernangebote in Unternehmen. 
Wir schaffen dafür Bildungsansätze mit Aktivitäten in 
Kommunen usw. und zeigen damit: Unser Aktions-
plan gegen Desinformation war nicht nur ein Papier, 
sondern ist jetzt ein echter Aktionsplan. 

Auch die Rahmenbedingungen für vielfältigen Jour-
nalismus stärken wir oder sichern wir in Nordrhein-
Westfalen, soweit es uns möglich ist, ab. Das Bonn 
Institute ist ein Beitrag dazu, und ich empfehle all 
denjenigen, die das Konzept des konstruktiven Jour-
nalismus nicht verstanden haben, sich bitte einmal 
ernsthaft damit zu befassen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

In einer Zeit, in der die Menschen davon genervt 
sind, dass ihnen nur gesagt wird, was in diesem Land 
nicht funktioniert, ist es mittlerweile messbar und 
nachvollziehbar sinnvoll, auch einmal über die Dinge 
zu berichten, die in diesem Land funktionieren. 

(Beifall von der CDU – Markus Wagner [AfD]: 
Das sind nur wenige!) 

Deswegen: Sich hierhin zu stellen und so zu tun, als 
sei das alles irgendwie bezahlter Hurra-Journalis-
mus, ist unseriös und dieses Hohen Hauses nicht 
würdig. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Markus Wag-
ner [AfD]) 

Darüber hinaus fördern wir auch in diesem Medien-
haushalt wichtige Großveranstaltungen, mit denen 
wir Branchen stärken, die gerade in einem Stresstest 
sind. Dazu möchte ich all denjenigen, die das so ab-
tun – Berlinale-Empfang, was ist das alles schon? –, 
sagen: Entschuldigung, es geht darum, die Stärke 
des Medienlands Nordrhein-Westfalen auch zu zei-
gen und nicht geheim zu halten. 

Das macht übrigens jeder, der klug ist: Tu Gutes und 
sprich darüber. – Und deswegen fördern wir, und 
zwar mit Stolz und mit Fug und Recht, das Global 
Media Forum, den gamescom congress, den Berli-
nale NRW-Empfang, das Film Festival Cologne, das 
Seriencamp und den Deutschen Entwicklerpreis. All 
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das sind Top-Produkte aus Nordrhein-Westfalen, um 
die uns andere Länder beneiden. 

(Beifall von der CDU) 

Darüber hinaus werden wir auch dem Grimme-Insti-
tut bei dessen strategischer Neuaufstellung ein ver-
lässlicher Partner sein, genauso der Internationalen 
Filmschule Köln sowie dem Mediengründerzentrum. 

Wir haben, denke ich, mit diesem Medienhaushalt 
insgesamt gezeigt, dass wir um die wichtige Bedeu-
tung – Frau Blumenrath hat völlig zu Recht darauf 
hingewiesen – der Medienbranche auch für unsere 
Demokratie wissen. Deswegen ist es wichtig, dass 
wir den Austausch dazu mit allen Teilen der Branche, 
die das betrifft, weiterhin suchen. Daher bitte ich an 
dieser Stelle um ein starkes Signal in diese Branche, 
die ganz besonders Dingen wie Digitalisierung, Inter-
nationalisierung und anderen großen Megatrends 
unterworfen ist. Wir können hier als Mediendigitall-
and ein starkes Zeichen setzen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Wir 
sind am Ende der Beratung dieses Einzelplans. Ab-
stimmungen sind bis 14 Uhr nicht vorgesehen. Die 
holen wir nach. 

Deswegen kommen wir jetzt zu: 

Einzelplan 05 
Ministerium für Schule und Bildung 

Ich darf auf die Beschlussempfehlung und den Be-
richt des Haushalts- und Finanzausschusses in 
Drucksache 18/16505 und die in der aktuellen Ta-
gesordnung zu diesem Einzelplan aufgeführten Än-
derungsanträge hinweisen. 

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion der SPD 
hat Frau Kollegin Engin das Wort. Bitte sehr. 

Dilek Engin*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Bildung und Wis-
senschaft sind die beste und wichtigste Investition in 
unsere Zukunft – in die Zukunft jedes einzelnen Bür-
gers, in die Zukunft unserer gesamten Gesellschaft.“ 
Unser früherer Bundespräsident Johannes Rau hat 
diesen Satz geprägt. Wer ihn ernst nimmt, müsste 
Schulen stärken, Kinder fördern und Lehrkräfte ent-
lasten. 

Doch dieser Haushalt zeigt genau das Gegenteil. Er 
zeigt keine Priorität, sondern die Resignation einer 
Landesregierung, die Stillstand verwaltet. Es gibt 
keine Trendwende, keinen Aufbruch, keine klare Li-
nie, die Kindern in Nordrhein-Westfalen echte und 
vor allem gleiche Chancen eröffnet.  

Dass Bildung oberste Priorität habe, scheint eine Art 
Mantra zu sein und wird so oft durch die Landesre-
gierung herausposaunt, dass man meinen könnte, 
es sei wahr. Doch sobald man den Haushalt und die 
darin enthaltenen Zahlen im Kontext betrachtet, 
bricht dieses Bild zusammen.  

Auf den ersten Blick wirkt dieser Haushalt beeindru-
ckend: über 25 Milliarden Euro für das Schulministe-
rium. Das sind rund 23 % des gesamten Landes-
haushalts. Das klingt nach Priorität. Doch dieser Ein-
druck zerfällt, sobald man genauer hinschaut. Und 
hier zeigt sich das eigentliche Problem dieser Lan-
desregierung: Sie verwechselt große Zahlen mit gro-
ßer Politik und betreibt Bildung im Schaufenster statt 
im echten Leben. 

(Beifall von der CDU und von Franziska Mül-
ler-Rech [FDP]) 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund zeigt klar auf, 
dass die Ausgaben für allgemeinbildende und be-
rufsbildende Schulen 2026 sogar unter dem Niveau 
von 2020 liegen. Die Finanzplanung bis 2029 zeigt 
keinerlei Trendwende. Das ist kein Aufbruch, das ist 
kein Schritt nach vorne. Das ist das Eingeständnis 
einer Regierung, die den Mut verloren hat und den 
Stillstand zur Normalität erklärt. 

(Beifall von der CDU und von Franziska Mül-
ler-Rech [FDP]) 

Die Landesregierung spricht von investieren, priori-
sieren und konsolidieren – Worte, die stark klingen, 
aber nichts ändern. Investiert wird zu wenig in Zu-
kunft, priorisiert wird am Bedarf von Schule vorbei, 
konsolidiert wird auf dem Rücken der Kinder, der 
Lehrkräfte und der Kommunen. 

Der Zustand unseres Schulsystems verschlechtert 
sich seit Jahren. Die Schulen sind vielerorts marode. 
Die Unterrichtsversorgung ist lückenhaft. Die Belas-
tung der Lehrkräfte und der Schülerinnen und Schü-
ler steigt immer weiter. Und trotz all dieser Entwick-
lungen gibt es auch im Haushalt 2026 keinen echten 
Strukturimpuls, keinen echten Aufbruch, der zeigt, 
dass Sie, liebe CDU, liebe Grünen, Ihre Verantwor-
tung ernst nehmen. 

Das Ergebnis Ihrer Politik: Lehrkräftemangel, belas-
tete Lehrkräfte, Unterrichtsausfall, und bei jeder Bil-
dungsstudie ist NRW das Schlusslicht.  

Ich nenne Ihnen mal ein Beispiel, damit Sie das end-
lich verstehen. Die Ausgaben pro Schülerin und 
Schüler in Nordrhein-Westfalen liegen rund 900 Euro 
unter dem Bundesdurchschnitt. Das bedeutet, die 
durchschnittlichen Bildungsausgaben aller anderen 
Bundesländer, liebe Frau Feller, liegen höher als in 
Nordrhein-Westfalen, dem bevölkerungsreichsten 
Bundesland Deutschlands.  

(Beifall von der SPD) 
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– Der ist schon abgestimmt. Das war eine falsche In-
formation bei mir. Dann werden es etwas weniger 
Abstimmungsbedarfe sein.  

Dann stimmen wir ab über den Einzelplan 02 – Mi-
nisterpräsident. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/16502, den Ein-
zelplan 02 unverändert anzunehmen. Wir stimmen 
aber erst über die folgenden Änderungsanträge ab.  

Das ist zunächst die Drucksache 18/16613; Antrag-
steller FDP. Wer stimmt hier zu? – SPD und FDP. 
Wer stimmt dagegen? – CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und AfD. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag 
ist abgelehnt.  

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16614 von der 
FDP. Wer stimmt hier zu? – Die FDP und die AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen gibt es nicht. 
Der Antrag ist abgelehnt.  

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16615; Antrag-
steller FDP. Wer stimmt hier zu? – SPD und FDP. 
Wer stimmt dagegen? – CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und AfD. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16676; Antrag-
steller SPD. Wer stimmt hier zu? – SPD, FDP und 
AfD. Wer stimmt dagegen? – CDU und Bündnis 
90/Die Grünen. Enthaltungen gibt es nicht. Der An-
trag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16677; Antrag-
steller SPD. Wer stimmt hier zu? – Das ist die SPD. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 
90/Die Grünen, FDP und AfD. Enthaltungen gibt es 
nicht. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16678; Antrag-
steller SPD. Wer stimmt hier zu? – Die SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP und AfD. Enthaltungen gibt es nicht. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16679 von der 
SPD. Wer stimmt hier zu? – Die SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP und AfD. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über den Änderungsantrag Druck-
sache 18/16680 von der SPD. Wer stimmt hier zu? – 
Die SPD. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, 
Bündnis 90/Die Grünen und AfD. Wer enthält sich? – 
Die FDP. Der Antrag ist gleichwohl abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16681 von der 
SPD. Wer stimmt hier zu? – Die SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die Grünen 
und AfD. Wer enthält sich? – Die FDP. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16682 von der 
SPD. Wer stimmt hier zu? – Die SPD und die AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Die CDU und Bündnis 
90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Das ist die FDP. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16683 von der 
SPD. Wer stimmt hier zu? – Die SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP und AfD. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16684 von der 
SPD. Wer stimmt hier zu? – Die SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP und AfD. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16685 von der 
SPD. Wer stimmt hier zu? – Das ist die SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und AfD. Wer enthält sich? – Die FDP. Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über den Änderungsantrag Druck-
sache 18/16686 von der SPD. Wer stimmt hier zu? – 
Die SPD, die FDP und die AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind CDU und Bündnis 90/Die Grünen. 
Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wir stimmen ab über Drucksache 18/16766 von der 
AfD. Wer stimmt hier zu? – Die AfD. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen nun ab über Drucksache 18/16767 von 
der AfD. Wer stimmt hier zu? – Die AfD. Wer stimmt 
dagegen? – CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP. Enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Wir stimmen jetzt zweitens ab über den Einzelplan 
02. Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 02 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer stimmt dem Einzelplan zu? – Das sind 
CDU und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind SPD, FDP und AfD. Enthaltungen 
gibt es nicht. Damit ist der Einzelplan 02 in der zwei-
ten Lesung angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 03 
Ministerium des Innern 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 18/16503 und die in der aktuellen Ta-
gesordnung zu diesem Einzelplan aufgeführten Än-
derungsanträge. Ich eröffne die Aussprache. Für die 
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